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1. Einleitung 

Ein Deutſcher, der ſeinen Wohnſitz oder ſeinen 
gewöhnlichen Aufenthalt im Inland aufgibt, hat eine 
Reichsfluchtſteuer zu entrichten. 


Die Steuer beträgt ein Viertel des Ver- 
mögens. 

Ihr Zweck iſt, in Geſtalt einer einmaligen 
letzten Vermögensabgabe einen Aus- 
gleich dafür zu ſchaffen, daß dem Reich die wirt⸗ 
ſchaftliche und ſteuerliche Leiſtungsfähigſeit des Aus⸗ 
wandernden endgültig verlorengeht. 


Es werden nur die ſteuerlich leiſtungs⸗ 
fähigen Perſonen erfaßt, und zwar diejenigen, die 
in einem der letzten Jahre ein Vermögen von 
mehr als 50000 Reichsmark oder ein 
Einkommen von mehr als 20 000 Reichs⸗ 
mark gehabt haben. 


2. Verlängerung der Geltungsdauer der Reichsflucht⸗ 
ſteuervorſchriften 


Die Reichsfluchtſteuer iſt am 8. Dezember 1931 
(RG Bl. I S. 699) eingeführt worden. Die Geltungs⸗ 
dauer der Vorſchriften war zunächſt begrenzt, ſie 
iſt jedoch wiederholt verlängert worden. Durch 
das Geſetz vom 1. Februar 1939 (NEL. I S. 125) 


werden die Vorſchriften ume in weiteres Jahr, 
und zwar bis zum Ablauf des 31. Dezem⸗ 
ber 193 9, verlängert. 


§ 1 der Reichsfluchtſteuervorſchriften hat dem⸗ 
gemäß die folgende Faſſung erhalten: 

„Perſonen, die am 31. März 1931 Angehörige 
des Deutſchen Reichs geweſen ſind und in der Zeit 
nach dem 31. März 1931 und vor dem 1. Januar 
1940 ihren inländiſchen Wohnſitz oder ihren gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalt im Inland aufgegeben haben oder 
aufgeben, haben eine Reichsfluchtſteuer zu entrichten.“ 


3. Fortbeſtand der bisherigen Vorſchriften 


Die Vorſchriften über die Reichsfluchtſteuer ſind 
im Lauf der Jahre wiederholt geändert 
worden. 

Das Geſetz vom 1. Februar 1939 bringt außer 
der Verlängerung der Vorſchriften keine 
Anderungen. 

Die Vorſchriften weiſen in ihrer gegenwärtigen 
Geſtalt gewiſſe Mängel auf. Das Geſetz hat 
insbeſondere Lücken, die in manchen Fällen die 
vollſtändige Erfaſſung des Vermögens 
verhindern. Dieſe Lücken würden nur durch eine 
weitere Vermehrung der Hinzurechnungsvorſchriften 


S 254 / Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter 28. Jahrg. / Nr. 10 ! 11. März 1939 


und durch eine gründliche Umarbeitung des Geſetzes 
geſchloſſen werden können. Davon iſt abgeſehen 
worden. Die Vorſchriften haben ſich in ihrer gegen⸗ 
wärtigen Geſtalt bei den Finanzämtern gut ein: 
geſpielt. Eine umfaſſende Anderung der Vor— 
ſchriften würde zu Verwaltungsmehrarbeit 
führen und das Verfahren, das in der Regel einer 
beſonderen Beſchleunigung bedarf, jch w erfälliger 
geſtalten. Eine entſprechende Steigerung des 
Aufkommens würde ſich dabei wahrſcheinlich 
nicht erzielen laſſen. 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat ſich darauf 
beſchränkt, in dem Runderlaß vom 7. Februar 1939 
(RStBl. S. 250) einige ergänzende Anwei— 
ſungen zu geben. 


4. Die Reichsfluchtſteuer in der Oſtmark 


Im Land Oſterreich find die Vorſchriften 
über die Reichsfluchtſteuer durch Abſchnitt II der 
Erſten Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher 
Vorſchriften im Land Sſterreich vom 14. April 1938 
(RGBl. ] S. 389) eingeführt worden. Einzelheiten 
ſind in der Verordnung zur Durchführung der Reichs⸗ 
fluchtſteuer im Land Sſterreich vom 14. April 1938 
und in einem Rd§⸗Erlaß vom gleichen Tag behandelt 
(RStBl. S. 441). 


Die Einführung der Reichsfluchtſteuer in den 
ſudetendeutſchen Gebieten iſt durch die 
Zweite Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher 
Vorſchriften in den ſudetendeutſchen Gebieten vom 
5. November 1938 (RGBl. 1 S. 1556) erfolgt. Durch 
den Rd ⸗ Erlaß vom 30. November 1938 (RStBl. 
S. 1132) iſt angeordnet worden, daß die für 
das Land Oſterreich geltenden Be⸗ 
ſt immungen finngemäß in den 
ſudetendeutſchen Gebieten angewen⸗ 
det werden ſollen. Dies gilt nicht nur für die 
Beſtimmungen im Abſchnitt II der Erſten Verordnung 
zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im Land 
Oſterreich und in der Durchführungsverordnung vom 
14. April 1938, ſondern auch für die Anordnungen, 
die in dem Rdg⸗Erlaß vom 14. April 1938 getroffen 
worden ſind. Im übrigen behandelt der Rd ỹ⸗Erlaß 
vom 30. November 1938 weitere Einzelheiten zur 
Reichsfluchtſtener in den ſudetendeutſchen Gebieten. 


5. Kreis der Steuerpflichtigen 


Der Reichsfluchtſteuer unterliegen nur Perſonen, 
die am 31. März 1931 Reichsangehörige 
geweſen ſind und die nach dieſem Zeitpunkt ihren 
inländiſchen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland aufgegeben haben. 

Ausländer unterliegen der Reichsfluchtſteuer 
nicht, es ſei denn, daß ſie an dem bezeichneten Stichtag 
etwa die deutſche Reichsangehörigkeit beſeſſen und ſie 
erſt ſpäter verloren hätten. Reichsfluchtſteuerpflichtig 
ſind dagegen Perſonen, die außer einer fremden 
Staatsangehörigkeit auch die deutſche Reichs⸗ 
angehörigkeit beſitzen (mehrfache Staatsangehörigkeit). 
Das gleiche wird für die Staatenloſen gelten 
müſſen, die im Deutſchen Reich ihren Wohnſitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt hatten und inſofern bis zur 


Auswanderung den Schutz des Reiches wie Reichs⸗ 
angehörige genoſſen haben. 


Für das Land Sſterreich und die 
ſudetendeutſchen Gebiete gelten beſondere 
Vorſchriften: 


A. Land Sſterreich 


Der Reichsfluchtſteuer unterliegen 


I. Perſonen, die am 1. Januar 1938 öſter⸗ 
reichiſche Bundesbürger geweſen ſind 
und ſeither ihren Wohnſitz oder ihren gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalt im Land Sſterreich oder im 
übrigen Reichsgebiet aufgegeben haben oder auf⸗ 
geben. Beiſpiel: Ein Oſterreicher iſt im März 
1938 von Wien nach Prag verzogen; 

2. Perſonen, die am 31. März 1981 Ange⸗ 
hörige des Deutſchen Reichs geweſen 
ſind und nach dem 31. Dezember 1937 
ihren Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
im Land Ofterreich aufgegeben haben oder aufgeben. 


Die Umgrenzung des Kreiſes der Reichsflucht⸗ 
ſteuerpflichtigen bot für das Land Sſterreich keine 
beſonderen Schwierigkeiten. Da mit der Eingliederung 
Oſterreichs alle öſterreichiſchen Bundes- 
bürger unterſchiedslos deutſche Reichs⸗ 
angehörige geworden ſind, konnte die 
Reichsfluchtſteuerpflicht davon abhängig gemacht wer⸗ 
den, ob der Auswandernde an einem beſtimmten 
Stichtag öſterreichiſcher Bundesbürger 
geweſen war. 


B. Sudetendeutſche Gebiete 


Für die ſudetendeutſchen Gebiete ließ ſich eine 
entſprechende Regelung nicht durchführen, 
da nicht alle Bewohner dieſer Gebiete die 
tſchecho⸗ſlowakiſche Staatsangehörig⸗ 
keit mit der deutſchen Reichsangehörig⸗ 
keit getauſcht haben. Der Kreis der Steuer- 
pflichtigen iſt deshalb in Anlehnung an die Staats- 
angehörigkeitsregelung zwiſchen dem 
Deutſchen Reich und der Tſchecho⸗ 
Slowakei beſtimmt worden. - 


Der Reichsfluchtſteuer unterliegen ſomit: 

1. ehemalige tſchecho⸗ſlowakiſche Staatsangehörige, die 
auf Grund des Geſetzes über die Wiedervereinigung 
der ſudetendeutſchen Gebiete mit dem Deutſchen 
Reich vom 21. November 1938 (RG Bl. 1 S. 1641) 
in Verbindung mit dem Staatsvertrag zwiſchen dem 
Deutſchen Reich und der Tſchecho⸗ Slowakiſchen 
Republik über Staatsangehörigkeits⸗ und Options⸗ 
fragen vom 20. November 1938 (RG Bl. II S. 895) 
Angehörige des Deutſchen Reichs 
geworden find und nach dem 10. Okto⸗ 
ber 1938 ihren Wohnſitz oder ihren gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalt in den ſudetendeutſchen Gebieten 
oder im übrigen Reichsgebiet aufgegeben haben oder 
aufgeben; 


. Perſonen, die am 31. März 1931 Ange⸗ 
hörige des Deutſchen Reichs oder am 
1. Januar 1938 öſterreichiſche Bun⸗ 
desbürger geweſen ſind und nach dem 
10. Oktober 1938 ihren Wohnſitz oder ihren 


in 
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gewöhnlichen Aufenthalt in den ſudetendeutſchen 
Gebieten aufgegeben haben oder aufgeben. 


Die deutſche Reichsangehörigkeit 
erwerben Artikel II des Wiedervereinigungs⸗ 
geſetzes vom 21. November 1938 gemäß die alt⸗ 
eingeſeſſenen Bewohner der ſudetendeutſchen 
Gebiete. Die Einzelheiten finden ſich in dem bezeich⸗ 
neten Staatsvertrag. 

Danach werden Reichsangehörige diejenigen 
tſchecho-flowakiſchen Staatsangehörigen, die am 
10. Oktober 1938 ihren Wohnſitz in 
einer mit dem Deutſchen Reich ver⸗ 
einigten Gemeinde gehabt haben, wenn ſie 


a) vor dem 1. Januar 1910 in dem mit 
dem Deutſchen Reich bereinigten 
Gebiet geboren ſind, oder 

b) die deutſche Staatsangehörigkeit 
mit dem 10. Januar 1920 verloren 
haben (Bewohner des Hultſchiner Ländchens), oder 

e) Kinder oder Enkelkinder einer Perſon find, 
auf die die Vorausſetzungen der Buchſtaben a 
oder b zutreffen, oder 

d) Ehefrauen von Perſonen ſind, auf die die 
Vorausſetzungen der Buchſtaben a, b oder e zu⸗ 
treffen. 


Tſchecho⸗ſlowakiſche Staatsangehörige deutſcher 
Volkszugehörigkeit, die am 10. Oktober 1938 
ihren Wohnſitz außerhalb des früheren tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Staatsgebiets gehabt haben, erwerben 
ebenfalls die deutſche Staatsangehörigkeit, wenn ſie 
am 10. Oktober 1938 das Heimatrecht in einer 
mit dem Deutſchen Reich vereinigten Gemeinde 
beſeſſen haben. 


Die Reichsangehörigkeit erwerben auch deutſche 
Volks zugehörige, die zwar nach dem Staats⸗ 
vertrag tſchecho-ſlowakiſche Staatsangehörige bleiben 
würden, die aber bis zum 29. März 1939 für 
Deutſchland rechtswirkſam optieren. 
Die Optionsfriſt wird wahrſcheinlich verlängert werden. 

Wer nach dieſen Beſtimmungen die deutſche 
Reichsangehörigkeit erwirbt, unterliegt der Reichs⸗ 
fluchtſteuer, wenn er nach dem 10. Oktober 1938 aus⸗ 
wandert. Der 10. Oktober 1938 iſt als 
Stichtag gewählt worden, weil er nach dem Staats⸗ 
vertrag grundſätzlich auch den Stichtag für 
den Erwerb der Reichsangehörigkeit 
bildet. 

Beiſpiele: 

A. Ein alteingeſeſſener Sudetendeutſcher hat ſeinen 
Wohnſitz am 12. Oktober 1938 von Reichenberg 
nach Prag verlegt. Er unterliegt daher der 
Reichsfluchtſteuer. 

B. Ein Sudetendeutſcher, der nicht alteingeſeſſen iſt, 
aber im November 1938 für Deutſchland optiert 
Ware Ne Wohnſitz im April 1939 von 

15 in die weiz. ( i 

Ser Neichsfludhitene 3. Er unterliegt ebenfalls 

Dagegen kommen für die Reichsfluchtſteuer bei⸗ 
ſpielsweiſe nicht in Betracht: 

1. Bewohner der ſudetendeutſchen Gebiete, die nicht 
alteingeſeſſen ſind und nicht für Deutſchland optiert 


haben oder nicht für Deutſchland optieren können 
(3. B. tſchechiſche Grenzbeamte); 

2. alteingeſeſſene Bewohner der ſudetendeutſchen Ge⸗ 
biete, die fremder Volkszugehörigkeit ſind und vor 
dem 10. Oktober 1938 das Gebiet verlaſſen haben 
(3. B. geflüchtete altanſäſſige Juden). 


Insbeſondere ſcheiden für die Reichsfluchtſteuer 
diejenigen Perſonen fremder Volkszugehörigkeit aus, 
die nach dem Staatsvertrag zwar die deutſche Reichs- 
angehörigkeit erworben haben, aber bis zum 29. März 
1938 für die tſchecho⸗ſlowakiſche Staats- 
angehörigkeit optieren. Dieſe Friſt wird 
wahrſcheinlich auch verlängert werden. 

Beiſpiel: 

Ein Nationaltſcheche, der in Brüx alteingeſeſſen 
iſt, hat durch die Wiedervereinigung der ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete mit dem Reich die deutſche Reichs⸗ 
angehörigkeit erworben. Er optiert aber im De⸗ 
zember 1938 für die Tſchecho⸗Slowakei und verlegt 
zugleich ſeinen Wohnſitz nach Brünn. 


6. Befreiungsvorſchriften 


Von der Reichsfluchtſteuer ſollen nur die lei⸗ 
ſtungsfähigen Perſonen erfaßt werden. Befreit 
ſind diejenigen Perſonen, deren Vermögen oder 
Einkommen in den letzten Jahren eine be⸗ 
ſtimmte Höhe nicht überſchritten hat. 
Dabei beſtehen die folgenden Unterſchiede: 


a) Perſonen, die aus dem Altreichs gebiet auf 
wandern, ſind befreit, wenn ſie weder in den 
Jahren 1931 bis 1938 ein Einkommen von mehr 
als 20 000 RM jährlich noch am 1. Januar 1931 
oder bei einer ſpäteren Vermögenſteuerveranlagung 
ein Geſamtvermögen von mehr als 50 000 RM 
gehabt haben; 

Wer aus dem Land Sſterreich auswandert, 
iſt von der Reichsfluchtſteuer befreit, wenn er weder 
in den Jahren 1931 bis 1938 ein Einkommen von 
mehr als 30 000 Schilling (20 000 RM) jährlich 
noch am 1. Januar 1938 ein Vermögen von mehr 
als 75 000 Schilling (50 000 RM) gehabt hat; 

Bei einer Auswanderung aus den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten find ſolche Perſonen 
befreit, die weder in den Jahren 1931 bis 1938 
ein Einkommen von mehr als 170 000 tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Kronen (oder bei einer ſpäteren Ver 
anlagung zur Einkommenſteuer ein Einkommen 
von mehr als 20 000 RM) noch am 1. Januar 1938 
ein Vermögen von mehr als 420 000 tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Kronen (oder bei einer ſpäteren Ver⸗ 
anlagung zur Vermögenſteuer ein Vermögen von 
mehr als 50 000 RM) gehabt haben. 

Die Schilling⸗ und Kronenbeträge entſprechen den 
amtlichen Umrechnungsſätzen. 

Bei der Zuſammenveranlagung von 
Ehegatten oder von Eltern und Kindern iſt für die 
Ermittlung der Freigrenze entſcheidend, welches Ver⸗ 
mögen oder welches Einkommen die Ehegatten oder 
die Eltern und Kinder zuſammen gehabt haben. 
Dem Vermögen ſind für die Ermittlung der Freigrenze 
die in § 3 Abſatz 3 der Reichsfluchtſteuervorſchriften 
bezeichneten Beträge hinzuzurechnen. 


b 


— 


— 


C. 
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Weitere Befreiungen ſieht $ 2 der 
Reichsfluchtſteuervorſchriften vor 


a) für Auslands beamte, 


b) für Perſonen, die erſt nach dem 31. Dezember 
1927 einen Wohnſitz im Inland begründet haben, 


und 


ec) für Perſonen, deren Auswanderung im deut⸗ 
ſchen Intereſſe liegt oder volkswirt⸗ 
ſchaftlich gerechtfertigt iſt. 


Dieſe Befreiungsvorſchriften gelten auch für das 
Land Hſterreich und die ſudetendeutſchen 
Gebiete. 


Beiſpiele: 

A. Ein früherer öſterreichiſcher Bundesbürger hat ſeit 
Kriegsende in Prag gelebt und iſt erſt im Jahr 
1937 nach Wien verzogen. Er zieht im Mai 1938 
nach Prag zurück. Eine Reichsfluchtſteuer kommt 
nicht in Frage, da der Betreffende erſt nach dem 
31. Dezember 1927 einen Wohnſitz im jetzigen 
Land Oſterreich begründet hatte. 

B. Ein Altreichsangehöriger hat ſtändig in Berlin 
gelebt. Im Jahr 1928 verlegt er feinen Wohnſitz 
nach Wien. Im Mai 1938 wandert er nach der 
Schweiz aus. Er hat Reichsfluchtſteuer zu zahlen. 
Zwar hatte er in Oſterreich feinen Wohnſitz 
erſt nach dem 31. Dezember 1927 begründet. Er 
hatte aber bereits vor dieſem Zeitpunkt einen 
Wohnſitz im Altreichsgebiet. 


7. Ermittlung des Vermögens im Altreich 


Die Reichsfluchtſteuer beträgt ein Viertel 
des Vermögens. Das Vermögen fetzt ſich 
zuſammen aus 


a) dem durch den letzten Vermögenſteuerbeſcheid feſt⸗ 
geſtellten Geſamt vermögen, 


b) gegebenenfalls beſtimmten Beträgen, die $ 3 Ab⸗ 
ſatz 3 der Reichsfluchtſteuervorſchriften gemäß dem 
Geſamtvermögen hinzu zurechnen ſind (be⸗ 
ſtimmte Schenkungen uſw.). 


Zweck der Hinzurechnungen iſt, das 
Vermögen des Auswandernden im Zeitpunkt der 
Auswanderung möglichſt vollſtändig zu erfaſſen. 
Unter den Hinzurechnungen finden ſich hauptſächlich 
beſtimmte Vermögenswerte, die bei der Einheits⸗ 
bewertung und der Vermögenſteuerveranlagung nicht 
berückſichtigt worden ſind. Durch das Geſetz vom 
19. Dezember 1937 (RGBl. 1 S. 1385) iſt der Kreis 
der hinzuzurechnenden Vermögenswerte letztmalig 
erweitert worden. Trotz dieſer Erweite⸗ 
rung hat ſich das erſtrebte Ziel nicht völlig erreichen 
laſſen. Eine nochmalige Erweiterung der 
Hinzurechnungsvorſchriften wird aber vorausſichtlich 
nicht erfolgen, da das Verfahren ſonſt zu umſtändlich 
werden würde. 


8. Ermittlung des Vermögens in der Oſtmark 

Für das Land Öfterreich und die ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete gelten hinſichtlich der 
Vermögensermittlung beſondere Vorſchriften. 


In beiden Gebieten beſtand keine Ver⸗ 
mögenſteuer in unſerem Sinn, an die die 
Vermögensermittlung hätte anknüpfen können. Die 
öſterreichiſche Vermögenſteuer war lediglich eine Art 
Einkommensergänzungſteuer, die von einem ange- 
mommenen Vermögen ausging (Vielfaches des 
Reinertrags beſtimmter Einkunftsarten). Ebenſowenig 
ließen ſich die Vorſchriften anderer Steuer⸗ und 
Gebührengeſetze, die ſich mit der Ermittlung des 
Werts von Vermögensteilen befaſſen, für die Zwecke 
der Reichsfluchtſteuer verwenden. 

Als Bemeſſungsgrundlage für die 
Reichsfluchtſteuer ſoll ſowohl für das Land Oſterreich 
als auch für die ſudetendeutſchen Gebiete grundſätzlich 
das Geſamtvermögen im Sinn des 8 73 
des Reichsbewertungsgeſetzes vom 
16. Oktober 1934 dienen, das der Steuer⸗ 
pflichtige am 1. Januar 1938 beſeſſen hat. 
Dieſem Geſamtvermögen ſind gegebenenfalls die in 
8 3 Abſatz 3 der Reichsfluchtſteuervorſchriften auf: 
geführten Vermögenswerte hinzuzurechnen. Bei 
der Bewertung des Vermögens iſt grundſätzlich 
der gemeine Wert zugrunde zu legen. Wirt: 
ſchaftsgüter, die einem Unternehmen dienen, ſind 
— mit einigen Ausnahmen — mit dem Teilwert 
anzuſetzen. 


Um die Ermittlung des Vermögens zu ermög⸗ 
lichen, hat der Steuerpflichtige im Land Oſterreich 
und in den ſudetendeutſchen Gebieten vor der Aus⸗ 
wanderung ein Vermögensverzeichnis nach 
dem Stand vom 1. Januar 1938 aufzuſtellen 
und dem Finanzamt einzureichen. Weitere 
Unterlagen für die Vermögensermittlung werden 
die bereits vorhandenen Akten (z. B. Perſonalſteuer⸗ 
akten, Erbgebührenakten) bieten. 


9. Reichsfluchtſteuer und Judenvermögensabgabe 


Die Judenvermögensabga be haben nur 
Juden im Sinn des § 5 der Erſten Verordnung zum 
Reichsbürgergeſetz zu entrichten. Der Reichsflucht⸗ 
ſteuer unterliegen darüber hinaus alle leiſtungs⸗ 
fähigen Auswanderer, die die Reichsangehörigkeit 
beſitzen. Der Kreis der Abgabepflichtigen iſt alfo 
bei der Judenvermögensabgabe enger 
als bei der Reichsfluchtſteuer. 


Die Bemeſſung der Reichsfluchtſteuer geht im 
Altreichsgebiet von dem Geſamtvermögen aus, das 
durch den letzten Vermögenſteuerbeſcheid 
vor der Auswanderung feſtgeſtellt worden 
iſt. In der Oſtmark iſt das Geſamtvermögen nach 
dem Stand vom 1. Januar 1938 maßgebend. 
In dem ſo ermittelten Geſamtvermögen 
werden in der Regel noch diejenigen 
Vermögenswerte enthalten ſein, die ein 
jüdiſcher Auswanderer zur Begleichung der 
Judenvermögensabgabe bereits entrichtet 
hat und in Zukunft noch entrichten muß. 


Um die an ſich erwünſchte Auswanderung der 
Juden durch die doppelte Belaſtung mit 
der Judenvermögensabgabe und der Reichsfluchtſteuer 
nicht zu unterbinden, ift durch den 
Rd Erlaß vom 7. Februar 1939 (RStBl. S. 250) 
angeordnet worden, daß die Reichsfluchtſteuer nach 
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dem um die Judenvermögensabgabe ge- 
kürzten Geſamtvermögen leinſchließlich der Hinzu⸗ 
rechnungen) zu bemeſſen iſt. Das Geſamtvermögen iſt 
für dieſen Zweck nicht nur um die bereits ent⸗ 
richteten Teilbeträge der Abgabe, ſondern auch um 
die noch geſchuldeten weiteren Teilbeträge zu 
kürzen. 

Erreicht ein Jude eine Neuveranlagung 
ſeines Vermögens auf den 1. Januar 1939, 
ſo wird in dem Neuveranlagungsbeſcheid die Juden⸗ 
vermögensabgabe bereits berückſich⸗ 
tigt ſein. Das Vermögen wird um die bereits 
entrichteten Beträge tatſächlich und durch die noch 
geſchuldeten Beträge in Geſtalt von Abzugs poſten 
bereits entſprechend gekürzt ſein. In dieſen Fällen iſt 
ſelbſtverſtändlich das Geſamtvermögen nicht noch- 
mals um die Judenvermögensabgabe zu kürzen. 


10. Sicherung und Entrichtung der Reichsfluchtſteuer 


8 7 der Reichsfluchtſteuervorſchriften gemäß kann 
das Finanzamt Sicherheitsleiſtung verlangen, 
wenn dieſe nach ſeinem Ermeſſen erforderlich 
iſt, um gegenwärtige oder zukünftige Anſprüche auf 
Reichsfluchtſteuer, ſonſtige vor der Auswanderung zu 
leiſtende Steuern und andere ſteuerrechtliche Geld- 
leiſtungen zu ſichern. Der Sicherheitsbeſcheid iſt 
wie ein Steuerbeſcheid vollſtreckbar. Gegen den 
Sicherheitsbeſcheid iſt die Beſchwerde an den Ober— 
finanzpräſidenten zuläſſig, der endgültig entſcheidet. 


Mit Hilfe dieſer Vorſchrift iſt es gelungen, die 
Zahl der Steuerſteckbriefe, die beſonders im 
Zug der jüdiſchen Auswanderungswellen immer mehr 
angeſchwollen war, in einem einigermaßen erträg- 
lichen Rahmen zu halten. 


Durch den NdF-Erla vom 13. November 1938 
(RStBl. S. 1073) iſt angeordnet worden, daß bei 
der Sicherheitsleiſtung die Juden⸗ 
vermögensabgabe zu berückſichtigen 
iſt. Hat ein Jude bereits eine ausreichende Sicherheit 
für die Reichsfluchtſteuer geleiſtet, ſo kann der zu 
ſichernde Reichsfluchtſteuerbettag um ein Fünftel 
ermäßigt und der freiwerdende Teil der Sicherheit 
auf die Sicherheitsleiſtung für die 
Judenvermögensabgabe angerechnet 
werden. 


Eine ſteuerliche Unbedenklichkeits⸗ 
beſcheinigung wird grundſätzlich erſt nach 
Entrichtung ſämtlicher Steuerrückſtände einſchließlich 
der Reichsfluchtſteuer erteilt. 


In vielen Fällen wird es auswandernden Juden 
nicht möglich ſein, die erforderlichen Mittel für 
die Begleichung der Reichsfluchtſteuer rechtzeitig flüſſig 
zu machen und die Reichsfluchtſteuer bis zur Aus⸗ 
wanderung zu bezahlen. Dieſe Juden würden die 
Friſten, die ihnen in den bereits erteilten Viſen 
für die Einwanderung in andere Länder geſetzt worden 
find, nicht innehalten können. Das würde 
zu einer unerwünſchten Verlangſamung der 
jüdiſchen Auswanderung führen. Durch 
den Rd ⸗ Erlaß vom 7. Februar 1939 (RSUL. 
S. 250) iſt angeordnet worden, daß ſteuerliche 
Unbedenklichkeitsbeſcheinigungen ſolchen Juden auch 
dann erteilt werden dürfen, wenn die Reichs⸗ 


fluchtſteuer zwar nicht entrichtet, aber hinreichend 
ſichergeſtellt iſt. Dieſe Regelung entſpricht einem 
Verfahren, wie es von verſchiedenen Finanzämtern in 
der letzten Zeit bereits praktiſch geübt worden iſt. 


Die Inzahlungnahme von Wert⸗ 
papieren war bisher nur zur Tilgung der 
Judenvermögensabgabe zugelaſſen. Der 
Rö hat nunmehr beſtimmt, daß Juden auch zur 
Tilgung einer rechtskräftig feſtgeſetzten 
Reichsfluchtſteuer Wertpapiere in Zahlung 
geben können. Die für die Tilgung der Juden⸗ 
vermögensabgabe geltenden Beſtimmungen finden im 
großen und ganzen auch für die Tilgung der Reichs⸗ 
fluchtſteuer durch Inzahlunggabe von Wertpapieren 
Anwendung. 


Eine Inzahlunggabe von Grund- 
ſtücken, wie ſie für die Judenvermögensabgabe 
zuläſſig iſt, wird dagegen für die Tilgung der Reichs⸗ 
fluchtſteuer nicht geſtattet werden. 


11. Billigkeitsmaßnahmen . 


$ 131 der Reichsabgabenordnung gemäß ift der 
Rd ermächtigt, Steuern zu ermäßigen oder 
zu erlaſſen, deren Einziehung nach 
Lage des einzelnen Falls unbillig 
wäre. Das gilt auch für die Reichsfluchtſteuer. 


Durch den Runderlaß vom 23. Dezember 1937 
hat der Rd die Oberfinanzpräſidenten 
ermächtigt, über Billigkeitsanträge zu entſcheiden, 
wenn die zu erlaſſende Reichsfluchtſteuer den Betrag 
von 1000 R Menicht überſteigt. Die früheren 
Anordnungen über Billigkeitsmaßnahmen bei der 
Reichsfluchtſteuer ſind aufgehoben worden. 


Die mit der Verwaltung der Reichsfluchtſteuer in 
der Oſtmark beauftragten Stellen haben weiter- 
gehende Befugniſſe. Die Reichsfluchtſteuer⸗ 
ſtellen können dort über Billigkeitsmaßnahmen ent⸗ 
ſcheiden, wenn die zu erlaſſende Reichsfluchtſteuer den 
Betrag von 25 000 AM nicht überſteigt. 
Dieſe weitgehende Ermächtigung war in Anbetracht 
der beſonderen Verhältniſſe in der Oſtmark notwendig. 
Beſonders für die Reichsfluchtſteuerſtelle in Wien 
mußte von vornherein mit einer außerordentlichen 
Arbeitsbelaſtung gerechnet werden, die eine weitgehende 
Selbſtändigkeit zur Vorausſetzung haben mußte. 


12. Verwaltung der ⸗Reichsfluchtſteuer 


8 5 der Reichsfluchtſteuervorſchriften gemäß iſt die 
Reichsfluchtſteuer an das Finanzamt zu entrichten, 
das bisher für den Steuerpflichtigen 
zuſtändig war. 


Für das Land Hſter reich iſt die Bearbeitung 
der Reichsfluchtſteuer bei einer einzigen Stelle in Wien 
zuſammengefaßt worden, und zwar in der 
erſten Zeit bei der Steueradminiſtration für den 
Bezirk I, gegenwärtig bei dem Finanzamt Wien 
Innere Stadt⸗Oſt. Dieſe Zuſammenfaſſung 
iſt notwendig geweſen, weil die Mehrzahl der für eine 
Reichsfluchtſteuer in Betracht kommenden Perſonen 
— insbeſondere die Juden — ihren Wohnſitz in Wien 
hatten. Die Zuſammenfaſſung ermöglicht auch eine 
ſchnellere und beſſere Bearbeitung der Steuerfälle 
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durch beſondere Beamte, die in der Handhabung der 
Reichsfluchtſteuervorſchriften gründlich geſchult ſind. 

Für die ſudetendeutſchen Gebiete iſt 
die Verwaltung der Reichsfluchtſteuer übertragen 
worden: 

a) dem Finanzamt Troppau für die Bezirke 
der Finanzämter des Oberfinanzbezirks Troppau, 
die im Sudetenland liegen, 

b) dem Finanzamt Karlsbad für die Bezirke 
der Finanzämter des Oberfinanzbezirks Karlsbad, 

e) dem Finanzamt Wien Innere Stadt- 
O ſt für die Bezirke der Finanzämter im Sudeten⸗ 
land, die zu den Oberfinanzbezirken Niederdonau 
und Oberdonau gehören. 


13. Aufkommen 


Das Aufkommen an Reichsfluchtſteuer hat ſich in 
den letzten Jahren gut entwickelt. Es betrug 
im Rechnungsjahr 1936 rund 70 Millionen RM und 
im Rechnungsjahr 1937 rund 81 Millionen RM. In 
den erſten zehn Monaten des Rechnungsjahrs 1938 
ſind bereits rd. 233 Millionen RM aufgekommen. 
Hieran wird das Land Oſterreich ſchätzungsweiſe 
mit rd. 57 Millionen RM beteiligt fein. Es iſt damit 
zu rechnen, daß ſich das Aufkommen im Rechnungs⸗ 
jahr 1939 auf etwa derſelben Höhe halten wird. Die 
ſudetendeutſchen Gebiete werden voraus- 
ſichtlich zu dem Aufkommen nicht weſentlich 
beitragen. 


Das Feuerschutzsteuergesetz vom 1. Februar 1939 


Von Regierungsrat Dr. Klein, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


A. Einführung, 
B. Die bisherige geſetzliche Regelung, 
C. Das Feuerſchutzſteuergeſetz, 
1. Feuerſchutzſteuer und Verſicherungſteuer, 
2. Gegenſtand der Steuer, 
a) Der Begriff der Verſicherung, 
b) Die Feuerberſicherung, 
e) Feuerverſicherungsunternehmungen, 
d) Entgegennahme des Verſicherungsentgelts, 
e) Vorübergehende Belegenheit im Inland 
oder im Ausland, 
) Vereinbarungen nach § 1 Abſ. 2 FeuerſchStG, 
3. Verſicherungsentgelt, 
4. Steuerberechnung, 
a) Berechnungsart, 
b) Berechnungszeitraum, 
c) Verbundene Verſicherungen, 
d) Abrundung, 
e) Ausländiſche Werte, 
. Ausnahmen von der Beſteuerung, 
6. Steuerſatz, 


S 


A. Einführung 

Am 1. Februar 1939 iſt das Feuerſchutz⸗ 
ſteuergeſetz — FeuerſchSt h — ergangen. Am 
gleichen Tag ſind die Durchführungsbeſtimmungen 
— Feuer HSIDB — erlaſſen worden. Das Geſetz iſt 
im RGBl. I S. 113 und im RStBl. S. 241, die 
Durchführungsbeſtimmungen find im RGBl. I S. 116 
und im RStBl. S. 242 veröffentlicht. 

Das Feuerſchutzſteuergeſetz iſt ein weiterer Schritt 
auf dem Weg zur Reichseinheit. Die Neuordnung des 
Feuerſchutzweſens durch das Reich (Hinweis auf das 
Geſetz über das Feuerlöſchweſen vom 23. November 
1938, RGBl. J S. 1662) erfordert, auch die bisher für 
Feuerſchutzzwecke vereinnahmten Geldmittel ein⸗ 
heitlich nach reichsrechtlichen Vorſchriften zu erheben 
und nach einheitlichen Grundſätzen durch das Reich zu 
verwenden. 

Durch das Feuerſchutzſteuergeſetz find neue 
ſteuerliche Belaſtungen nicht in Ausſicht genommen. 
Es iſt nur beabſichtigt, die bisher von den Verſiche⸗ 
rungsunternehmungen zur Förderung des Zeuerlöſch⸗ 
weſens und des vorbeugenden Brandſchutzes freiwillig 


7. Steuerſchuldner, 
a) Grundſätzliche Regelung, 
b) Der Bevollmächtigte, 
e) Ausländiſche Verſicherer ohne inländiſchen Bevoll⸗ 
mächtigten, 
d) Die Rückgriffsanſprüche des Verſicherers, 
8. Fälligkeit. 
9. Erſtattung der Steuer, 
10. § 154 Abf. 2 des Verſicherungsaufſichtsgeſetzes, 
11. Inkrafttreten, 
D. Die Durchführungsbeſtimmungen, 
1. Zuſtändigkeit, 
2. Anmeldungspflicht, 
3. Entrichtung der Steuer, 
4. 


„Entrichtung der Steuer nach dem Iſtbetrag der Ver⸗ 
ſicherungsentgelte, 


5. Entrichtung der Steuer 
ſicherungsentgelte, 

6. Entrichtung der Steuer im Pauſchverfahren, 

7. Entrichtung der Steuer durch einen Bevollmächtigten. 


nach dem Sollbetrag der Ver⸗ 


oder auf Grund geſetzlicher Vorſchriften aufgebrachten 
Geldmittel durch das Reich als Reichsſteuer zu verein⸗ 
nahmen. Um Belaſtungsverſchiebungen innerhalb der 
Verſicherungsunternehmungen, die mit jeder Verein- 
heitlichung und Verreichlichung von Landesvorſchriften 
unvermeidbar verbunden ſind, auf ein Mindeſtmaß zu 
beſchränken, wurden auch die Steuerſätze an die bis⸗ 
herigen Leiſtungen der Verſicherungsunternehmungen 
weitgehend angeglichen und bei den verſchiedenen 
Arten von Verſicherungsunternehmungen verſchieden 
hoch bemeſſen. 

Die neue Steuer iſt eine Zweckſteuer. Sie fließt 
zwar, wie jede Reichsſteuer, dem Reiche zu, dient aber, 
wie die Einleitungsworte des Geſetzes ergeben, 
Zwecken des Feuerlöſchweſens und des vorbeugenden 
Brandſchutzes. 


B. Die bisherige geſetzliche Regelung 

Abgaben für Feuerſchutzzwecke wurden bisher vom 
Reich nicht erhoben. 

Nach § 154 Abſ. 2 des Geſetzes über die Beauf⸗ 
ſichtigung der privaten Verſicherungsunternehmungen 
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und Bauſparkaſſen waren die Länder ermächtigt, 
für gemeinnützige Zwecke, insbeſondere zur Förderung 
des Feuerlöſchweſens und zur Unterſtützung von Mit⸗ 
gliedern von Feuerwehren und anderen bei Hilfe⸗ 
leiſtungen in Brandfällen verunglückten Perſonen oder 
ihrer Hinterbliebenen, von den Feuerverſicherungs⸗ 
unternehmungen Abgaben zu erheben. 

Die meiſten Länder hatten von dieſer Ermächti⸗ 
gung Gebrauch gemacht. Die Ländervorſchriften, die 
die Erhebung der Abgabe, die nicht als Steuer an⸗ 
geſehen wurde (Hinweis auf die amtliche Begründung 
zum Verſicherungſteuergeſetz — VerſSth — 1937, 
NStBl. S. 847), regelten, waren jedoch in jeder Hin⸗ 
ſicht uneinheitlich. Insbeſondere waren die 
Abgaben der Höhe nach durchaus verſchieden. Die 
Abgabenſätze bewegten ſich zwiſchen 1 und 20 v. H. der 
Prämieneinnahmen. 

Preußen kannte eine geſetzliche Feuerlöſchabgabe 
nicht. Als Erſatz für die Abgabe ſtellten der Ver⸗ 
band der öffentlich-rechtlichen Verſicherungsanſtalten 
und der Reichsverband der Privatverſicherung ſeit 1934 
je 1 Million Reichsmark jährlich der Stiftung 
„Preußiſche Feuerlöſchkaſſe“ zur Verfügung. — 8 20 
des Geſetzes, betreffend die öffentlichen Feuerverſiche— 
rungsanſtalten, vom 25. Juli 1910 (Preuß. Geſetz⸗ 
ſamml. 1910 S. 241) gemäß ſind die öffentlichen 
Feuerverſicherungsanſtalten verpflichtet, Vorſorge da⸗ 
für zu treffen, daß nach Maßgabe der Leiſtungsfähig⸗ 
keit der Anſtalt und des in ihrem Gebiet vorhandenen 
Bedürfniſſes Mittel ausgeworfen werden zu Ein⸗ 
richtungen und Maßnahmen, die der Erhöhung der 
Feuerſicherheit, insbeſondere der Vervollkommnung 
des Feuerlöſchweſens, dienen. Demgemäß erklärten 
ſich der Verband öffentlich-rechtlicher Verſicherungs⸗ 
anſtalten und die ihm angeſchloſſenen preußiſchen 
Anſtalten bereit, jährlich 2 Millionen RM für Zwecke 
des Feuerlöſchweſens und der Brandverhütung zu 
verausgaben. 

Bauern erhob Art. 30 des Geſetzes über das 
öffentliche Verſicherungsweſen vom 7. Dezember 1933 
(Bay. Geſetz⸗ und Verordn.⸗Bl. 1933 S. 472) gemäß 
von der Bayeriſchen Landesbrandverſiche- 
rungsanſtalt eine jährliche Abgabe von regel- 
mäßig 5 v. H. ihrer Beitragseinnahmen. — Die im 
Land Bayern zum Geſchäftsbetrieb zugelaſſenen 
Mobiliar Feuerverſicherungsgeſell- 
ſchaften entrichteten $ 12 b des Finanzgeſetzes vom 
15. Juni 1898 (Bay. Geſetz⸗ und Verordn.⸗Bl. 1898 
S. 277) gemäß einen jährlichen Beitrag von 3 v. H. 
der im jeweilig vorausgegangenen Kalenderjahr er- 
zielten Bruttoeinnahmen aus Verſicherungsprämien. 

In Sachſen wurden den Gemeinden von der 
Landes⸗Brandverſicherungsanſtalt Bei- 
hilfen zu den Koſten ihrer Feuerlöſcheinrichtungen 
zugewieſen (§ 52 des Geſetzes über die Landes⸗Brand⸗ 
verſicherungsanſtalt vom 1. Juli 1910, Sächſ. Geſetz⸗ 
und Verordn.⸗Bl. 1910 S. 170, geändert durch Geſetz 
vom 26. Februar 1922, Sächſ. Geſetzbl. 1922 S. 130). 
Die Beihilfen betrugen 2 bis 20 v. H. der eingezahlten 
Verſicherungsbeiträge des Ortes. Bei der Mobiliar⸗ 
verſicherung war der Höchſtſatz 10 v. H. der Verſiche⸗ 
rungsbeiträge. Unter beſtimmten Vorausſetzungen 
erhielten auch die ſelbſtändigen Gutsbezirke 2 v. H. 
und die gewerblichen Unternehmungen 5 v. H. der von 
ihnen entrichteten Verſicherungsbeiträge vergütet. — 


Nach dem Geſetz über Feuerlöſchkaſſenbeiträge der 
privaten Feuerverſicherungsunternehmungen vom 
24. Juni 1924 (Sächſ. Geſetzbl. 1924 S. 396), ergänzt 
durch die Ausführungsverordnung vom 24. Juni 1924 
(Sächſ. Geſetzbl. 1924 S. 397), leiſteten die privaten 
Feuerverſicherungs unter nehmungen 
an die Gemeinden, ſelbſtändigen Gutsbezirke und 
gewerblichen Unternehmungen Feuerlöſchkaſſenbeiträge, 
wenn die Vorausſetzungen vorlagen, unter denen die 
Landes⸗Brandverſicherungsanſtalt Beiträge zu dem 
gleichen Zweck gewährte. Der Beitrag wurde von den 
für das letztvergangene Kalenderjahr aus der Ge⸗ 
meinde, dem ſelbſtändigen Gutsbezirk oder der gewerb⸗ 
lichen Unternehmung erhobenen Prämien berechnet. 
Maßgebend war der gleiche Vomhundertſatz, den die 
Landes⸗Brandverſicherungsanſtalt von den Brand- 
verſicherungsbeiträgen zu leiſten hatte. 

In Württemberg zahlten die Gebäude— 
brandverſicherungsanſtalt 10 v. H. der 
Brandſchadensumlage des jeweils vorausgegangenen 
Jahres und die zum Geſchäftsbetrieb zugelaſſenen 
Feuerverſicherungsgeſellſchaften 4 v.. 
der von ihnen im jeweils vorausgegangenen Kalender⸗ 
jahr in Württemberg erzielten Roheinnahme aus 
Verſicherungsprämien (Art. 23 Abſ. 1 der Landes⸗ 
feuerlöſchordnung in der Faſſung der Verordnung des 
Innenminiſters über das Feuerlöſchweſen vom 21. Ja- 
nuar 1937, Regierungsbl. 1937 S. 21, ergänzt durch 
$ 22 der Verordnung des Innenminiſters vom 
15. Juli 1937 über den Vollzug der Landesfeuerlöſch⸗ 
ordnung, Regierungsbl. 1937 S. 61). 

In Baden waren die Badiſche Gebäude⸗ 
verſicherungsanſtalt und die in Baden zum 
Geſchäftsbetrieb zugelaſſenen Feuerverſiche⸗ 
rungsunternehmungen der Verordnung, die 
Leiſtung von Abgaben für gemeinnützige Zwecke durch 
die Gebäudeverſicherungsanſtalt und die Feuerverſiche⸗ 
rungsunternehmungen betreffend, vom 9. Februar 
1910 (Bad. Geſetz⸗ und Verordn.⸗Bl. 1910 S. 68), 
ergänzt durch Verordnung vom 17. März 1934 
(Bad. Geſetz. und Verordn.⸗Bl. 1934 S. 117), 
gemäß verpflichtet, jährliche Abgaben an die Staats⸗ 
kaſſe zu entrichten. Die Abgabe wurde vom Geſamt⸗ 
betrag der Bruttoprämien des letzten Geſchäftsjahres 
(Beiträge, Vor- und Nachſchüſſe, Umlagen), jedoch ab⸗ 
züglich der zurückgewährten Überſchüſſe oder Gewinn⸗ 
anteile, berechnet. Der Abgabenſatz betrug bei der 
Gebäudeverſicherungsanſtalt 2 v. H. und bei den pri⸗ 
vaten Feuerverſicherungsunternehmungen 3,25 v. H. 

Thüringen erhob nach dem Geſetz über die 
Aufbringung der für das Feuerlöſchweſen und den 
vorbeugenden Brandſchutz erforderlichen Mittel und 
ihre Verwendung vom 23. Januar 1925 (Geſetzſamml. 
für Thüringen 1925 S. 31), ergänzt durch die Aus⸗ 
führungsverordnung vom 17. Februar 1925 (Geſetz⸗ 
ſamml. für Thüringen 1925 S. 34), alljährlich von 
der Thüringiſchen Landesbrandverſiche⸗ 
rungsanſtalt und den zum Geſchäftsbetrieb 
zugelaſſenen Feuerverſicherungsunterneh⸗ 
mungen eine Abgabe von 5 v. H. ihrer im Land 
Thüringen aus der Feuerverſicherung erzielten Ein⸗ 
nahmen. Die Verſicherungsvereine auf 
Gegenſeitigkeit entrichteten eine Abgabe von 
9 Rpf je 1000 RM eder deklarierten Verſicherung⸗ 
ſumme. 
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In Heſſen mußte die Landes⸗Brand⸗ 
verſicherungsanſtalt nach Art. 14 des Geſetzes 
vom 29. März 1890, die Landesfeuerlöſchordnung 
betreffend (Heſſ. Regierungsbl. 1890 S. 52), alljährlich 
1 v. H. der für das vorhergegangene Jahr vereinnahm⸗ 
ten Brandverſicherungsbeiträge an die Landesfeuer⸗ 
löſchkaſſe abführen. — Die Mobiliarverſiche⸗ 
rungsanſtalten, deren Geſchäftsbetrieb ſich auf 
das Land Heſſen erſtreckte, waren nach dem Geſetz vom 
21. Dezember 1901, betreffend die Abänderung des 
Geſetzes vom 25. November 1871, die Verſicherung von 
Mobilien in Feuerverſicherungsanſtalten betreffend 
(Heſſ. Regierungsbl. 1901 S. 749), ergänzt durch Ge⸗ 
ſetz vom 30. Dezember 1924 (Heſſ. Regierungsbl. 1925 
S. 57), verpflichtet, eine Steuer von jährlich 4 v. H. 
ihrer Bruttoprämieneinnahmen an die Hauptſtaats⸗ 
kaſſe zu entrichten. Von dem Ertrag dieſer Steuer 
wurde ein Drittel für Zwecke des Feuerlöſchweſens 
und zwei Drittel für öffentliche und gemeinnützige 
Zwecke verwendet. 

In Hamburg iſt nach 88 17 bis 19 des Geſetzes 
wegen des Feuer⸗Löſchweſens vom 2. März 1868 
(Hamb. Geſetzſamml. 1868 S. 22), u. a. geändert durch 
Geſetz vom 27. Juni 1927 (Hamb. Geſetz⸗ und Ver⸗ 
ordn.⸗Bl. 1927 S. 323), eine jährliche Lö f chzulage 
in Höhe von regelmäßig * v. T. des am 1. Januar 
jedes Jahres vorhandenen Gebäudeſchätzungswertes zu 
entrichten. Die Löſchzulage wird ſeitens der Ham⸗ 
burger Feuerkaſſe zuſammen mit den Feuerkaſſen⸗ 
beiträgen von den Verſicherungsnehmern 
erhoben. — Nach dem Geſetz über Erhebung von Löſch⸗ 
beiträgen vom 21. Dezember 1923 (Hamb. Geſetz und 
Verordn.⸗Bl. 1923 S. 1615), geändert durch Geſetz vom 
31. März 1924 (Hamb. Geſetz⸗ und Verordn.⸗Bl. 1924 
S. 245), waren alle Verſicherungsunternehmungen, 
die Verſicherungen gegen Feuersgefahr für in der 
Stadt Hamburg befindliche bewegliche Sachen über- 
nahmen, verpflichtet, Löſchbeiträge von 5 v. H. 
der jährlich vereinnahmten Geſamtprämien, ausſchließ⸗ 
lich der Verſicherungſteuer, zu zahlen. Der Löſchbeitrag 
wurde vom Finanzamt für Verkehrſteuern in Hamburg 
verwaltet und war regelmäßig mit der Verſicherung⸗ 
ſteuer zu entrichten (Bekanntmachung vom 12. März 
1924, betreffend Ausführung des Geſetzes über die 
Erhebung von Löſchbeiträgen, Hamb. Geſetz⸗ und 
Verordn.⸗Bl. 1924 S. 196). 

Im Gebiet des ehemaligen Landes Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz (alſo in den Kreiſen Stargard und 
Schönberg des Landes Mecklenburg) waren nach dem 
Geſetz vom 28. März 1930 über die Zahlung von Bei⸗ 
trägen zur Erhaltung und Beſchaffung von Feuerlöſch⸗ 
geräten und zur Unfallverſicherung der Feuerwehrleute 
(Mecklb.⸗Strel. Amtl. Anzeiger 1930 S. 129) geändert 
durch Geſetz vom 6. Juli 1931 (Mecklb.⸗Strel. Amtl. 
Anzeiger 1931 S. 221), alle Feuer verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften, die Verſicherungen für 
Gebäude und bewegliche Gegenſtände in dem Gebiet 
des ehemaligen Landes Mecklenburg⸗Strelitz über: 
nehmen, verpflichtet, Beiträge zu zahlen. Die Beiträge 
betrugen in den Städten bei Gebäuden 1,6 Rpf und 
bei beweglichen Sachen 0,8 Rpf auf je 100 RM der 
Verſicherungſumme. In dem Gebiet der Ämter waren 
bei Gebäuden 1,1 Rpf und bei beweglichen Sachen 
0,5 Rpf auf je 100 RM der Verſicherungſumme zu 
entrichten. 


Im Gebiet des ehemaligen Landes Mecklen⸗ 


burg⸗Schwerin wurde eine geſetzliche Feuerlöſch⸗ 
abgabe nicht erhoben. 
In Braunſchweig war die Braunſchweigiſche 


Landesb rand verſicherungsanſtalt $ 61 
des Geſetzes über die Braunſchweigiſche Landesbrand⸗ 
verſicherungsanſtalt vom 9. Mai 1913 (Braunſchw. 
Geſetz⸗ und Verordn.⸗Samml. 1913 S. 200) gemäß 
verpflichtet, alljährlich Teile der von ihr im Vorjahr 
vereinnahmten Beiträge an den Fonds für Feuerlöſch⸗ 
zwecke abzuführen. Die Höhe dieſer Abgabe wurde für 
das Jahr 1936 auf 7% v. H. der Beiträge feſtgeſetzt. — 
Nach dem Geſetz über die Erhebung von Abgaben von 
den Feuerverſicherungsunternehmungen uſw. vom 
4. November 1921 (Braunſchw. Geſetz⸗ und Verordn.⸗ 
Samml. 1921 S. 301), ergänzt durch die Ausführungs⸗ 
verordnung vom 15. Februar 1923 (Braunſchw. Geſetz⸗ 
und Verordn.⸗Samml. 1923 S. 28), entrichteten die 
öffentlichen und privaten Feuerverſi che rungs- 
unternehmungen von ihren Einnahmen an Prämien, 
Beiträgen und Nebenleiſtungen aus den auf das Land 
Braunſchweig entfallenden Feuerverſicherungen eine 
jährliche Abgabe. Die Abgabe war nach dem gleichen 
Hundertſatz zu erheben, den die Landesbrandverſiche⸗ 
rungsanſtalt Braunſchweig zu zahlen hatte. 


Oldenburg hatte eine geſetzliche Abgabe nicht. 
Nach § 73 des Geſetzes, betreffend die Olden⸗ 
burgiſche Brandkaſſe, vom 28. April 1910 (Geſetzbl. 
für Oldenburg 1910 S. 553), wurden in den Jahres⸗ 
voranſchlägen der Oldenburgiſchen Brandkaſſe regel⸗ 
mäßig Mittel für Beihilfen zur Förderung des Feuer⸗ 
löſchweſens zur Verfügung geſtellt. 


In Anhalt waren die auswärtigen öffent⸗ 
lichen Verſicherungsanſtalten und die privaten 
Verſicherungsunternehmungen nach 88 121 u. f. des 
Feuerverſicherungsgeſetzes vom 10. Mai 1926 (Geſetz⸗ 
ſamml. für Anhalt 1926 S. 42) verpflichtet, von ihren 
Einnahmen aus den auf das Land Anhalt entfallenden 
Feuerverſicherungen jährlich eine Abgabe an die Feuer⸗ 
hilfskaſſe zu entrichten. Die Abgabe betrug 4 v. H. der 
Einnahmen aus Prämien, Beiträgen und Neben— 
leiſtungen im letztabgelaufenen Geſchäftsjahr. — Von 
der Landesbrandkaſſe wurde eine Abgabe nicht 
erhoben. 


In Lippe wurden nach $ 58 Abſ. 1 des Geſetzes 
vom 16. April 1924, betreffend die Lippiſche Landes⸗ 
brandverſicherungsanſtalt (Lipp. Geſetz⸗Samml. 1924 
S. 592), aus der Kaffe der Landesbrandver⸗ 
ſicherungsanſtalt alljährlich mindeſtens 4 v. H. 
der im jeweilig vorangegangenen Geſchäftsjahr er⸗ 
zielten Bruttoeinnahmen an Verſicherungsbeiträgen 
und Brandſchadensumlagen einem beſonderen Fonds 
überwieſen. — Außerdem konnte nach § 4 des Geſetzes, 
betreffend das Feuerlöſchweſen, vom 1. Mai 1924 
(Lipp. Geſetz⸗Samml. 1924 S. 622) eine Umlage 
in der Form eines Zuſchlags zu den Brandkaſſen⸗ 
beiträgen erhoben werden. Die nicht in der Brandkaſſe 
verſicherten Gebäude waren für die Umlage nach den 
für zwangsverſicherte Gebäude geltenden Grundſätzen 
ebenfalls zu veranlagen. — Die in Lippe zum 
Geſchäftsbetrieb zugelaſſenen auswärtigen Feuer⸗ 
verſicherungsgeſellſchaften waren nach dem Geſetz, die 
Heranziehung der auswärtigen Feuerverſicherungs⸗ 
geſellſchaften zu den Koſten der Feuerlöſchanſtalten 
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betreffend, vom 26. April 1922 (Lipp. Geſetz⸗Samml. 
1922 S. 701), u. a. geändert durch Geſetz vom 17. April 
1923 (Lipp. Geſetz⸗Samml. 1923 S. 83) und vom 
17. Februar 1932 (Lipp. Geſetz⸗Samml. 1932 S. 470), 
verpflichtet, alljährlich von den Verſicherungſummen 
der im vorhergehenden Jahr in Kraft geweſenen 
Feuerverſicherungen einen Beitrag von / v. T. zu den 
Koſten der Feuerlöſchanſtalten zu entrichten. 


Schaumburg-Lippe erhob nach § 1 des Aus⸗ 
führungsgeſetzes zum Reichsgeſetz vom 30. Mai 1908 
über den Verſicherungsvertrag, vom 16. März 
1910 (Schaumb.⸗Lipp. Landesverordnungen 1910 
S. 521), geändert durch Geſetz vom 19. Februar 1923 
(Schaumb.⸗Lipp. Landesverordnungen 1923 S. 516), 
von den auswärtigen Feuerverſicherungsgeſellſchaften, 
die im Land Schaumburg-Lippe Geſchäfte betrieben, 
eine jährliche Abgabe von 3 v. H. der ſämtlichen aus 
dem Land gezogenen Prämien. 


Bremen und das Saarland kannten eine geſetz⸗ 
liche Feuerlöſchabgabe nicht. 


An die Stelle von 18 Landesgeſetzen, deren Vor⸗ 
ſchriften inhaltlich durchaus voneinander abwichen, 
tritt nunmehr einheitlich die Feuerſchutzſteuer. 


C. Das Feuerſchutzſteuergeſetz 
1. Feuerſchutzſteuer und Verſicherungſteuer 


Die Feuerſchutzſteuer iſt keine Verſicherungſteuer 
(Hinweis auf die amtl. Begründung zum FeuerſchStG, 
NESMI. 1939 ©. 244). 

Es iſt beabſichtigt, ſowohl den Steuerbehörden als 
auch den Steuerpflichtigen durch die neue Steuer 
möglichſt wenig Verwaltungsarbeit zu bereiten. Das 
Feuerſchutzſteuergeſetz iſt deshalb aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung weitgehend an das Verſiche⸗ 
rungſteuergeſetz angelehnt worden. Vielfach ſtimmen 
die Vorſchriften beider Geſetze ſogar wörtlich überein. 
Bei Auslegung des Feuerſchutzſteuergeſetzes find dem- 
gemäß die für das Verſicherungſteuergeſetz beſtehenden 
Auffaſſungen grundſätzlich maßgebend (Hinweis auf die 
amtl. Begründung, RStBl. 1939 S. 245). 


2. Gegenſtand der Steuer 


Die Steuer iſt eine Verkehrſteuer und als 
ſolche an einen Vorgang des Rechtsverkehrs geknüpft. 


Der Steuer unterliegt § 1 Abſ. 1 FeuerihSt® 
gemäß die Entgegennahme von Verſicherungs⸗ 
entgelten. 

Wegen der Entſtehung der Steuer ⸗ 
ſchuld Hinweis auf 83 Abſ. 1 des Steueranpaſſungs⸗ 
geſetzes. 


a) Der Begriff der Verſicherung 


Eine Beſtimmung des Begriffs Verſicherung ift, 
wie bei der Verſicherungſteuer, auch bei der Feuerſchutz⸗ 
ſteuer nicht getroffen worden. Nach der Rechtſprechung 
des Reichsfinanzhofs richtet ſich der Begriff der Ver⸗ 
ſicherung im Sinn des Verſicherungſteuergeſetzes 
grundſätzlich nach allgemeinem Verſiche⸗ 
rungsrecht, ſoweit das Verſicherungſteuergeſetz 
nichts anderes erkennen läßt (Hinweis auf die Urteile 
des R§cH vom 12. 3. 1929, RStBl. S. 235, vom 
7. 5. 1929, RStBBl. S. 373, und vom 16. 12. 1930, 


RStBl. 1931 S. 142). Das gleiche gilt entſprechend 
für die Feuerſchutzſteuer (Hinweis auf die amtl. Be⸗ 
gründung zum FeuerſchStG, RStBl. 1939 S. 245). 


Eine Verſicherung im Sinn des Feuerſchutzſteuer⸗ 
geſetzes liegt auch dann vor, wenn dem Verſicherungs⸗ 
nehmer ein klagbarer Rechtsanſpruch nicht eingeräumt 
und der ordentliche Rechtsweg ausgeſchloſſen iſt. Es 
genügt, daß der Verſicherer auf Grund der rechtlichen 
und tatſächlichen Verhältniſſe nach Treu und Glauben 
gehalten iſt, den Schaden zu vergüten (Hinweis auf 
die Urteile des Rc zur VerſSt. vom 15. 3. 1927, 
RSt Bl. S. 114, und vom 20. 8. 1929, RStBl. S. 533). 
Als Verſicherungen ſind Verſicherungsverhältniſſe jeder 
Art anzuſehen. Das Verſicherungsverhältnis kann auf 
einem Verſicherungsvertrag beruhen. Es kann aber 
auch unmittelbar kraft Geſetzes entſtehen (Hinweis auf 
§ 4 Ziff. 1 FeuerſchStG, § 1 Abſ. 1 VerſStG und auf 
die Urteile des RH vom 26. 10. 1923, Amtl. Samml. 
Bd. 13 S. 34, und vom 13. 8. 1929, RStBL. S. 532). 


Auf die Steuerpflicht iſt es ohne Einfluß, wenn 
die Verſicherungsunternehmung gemeinnützigen oder 
mildtätigen Zwecken dient (Hinweis auf das Urteil 
des NFH vom 22. 1. 1929, RStBl. S. 146). Ein 
Verſicherungsverhältnis kann nicht deshalb verneint 
werden, weil der Schaden nicht durch Geld, ſondern 
durch eine Leiſtung anderer Art gedeckt werden ſoll 
(Hinweis auf das Urteil des R§c vom 28. 12. 1929, 
RStBl. 1930 S. 209). 


b) Die Feuerverſicherung 

Der Begriff der Feuerverſicherung im 
Sinn des Feuerſchutzſteuergeſetzes entſpricht dem des 
Verſicherungſteuergeſetzes. In allen Fällen, in denen 
für die Verſicherungſteuer eine Feuerverſicherung an⸗ 
genommen wird, iſt eine ſolche auch für die Feuer⸗ 
ſchutzſteuer gegeben. Liegt eine Feuerverſicherung im 
Sinn des Verſicherungſteuergeſetzes nicht vor, ſo 
kommt eine ſolche auch für das Feuerſchutzſteuergeſetz 
nicht in Betracht (Hinweis auf die amtl. Begründung 
zum Feuerſch St, RStBl. 1939 S. 245). 


Die Feuerverſicherung iſt entſprechend der Vor⸗ 
ſchrift des $ 6 Abi. 1 Ziff. 5 VerſSt als Verſicherung 
gegen Brand, Exploſion, Blitzgefahr oder ähnliche Ge⸗ 
fahren zu verſtehen. Die Feuerverſicherung erſtreckt 
ſich auf Schäden (auch reine Trümmerſchäden ohne 
Folge eines Brand- oder Exploſionsereigniſſes), die 
durch Abſturz und Anprall von Luftfahrzeugen oder 
deren Teile, durch Luftſchutzübungen, durch die Er⸗ 
richtung von Luftſchutzanlagen und Luftſchutzgeräten 
zur Fliegerabwehr und von ähnlichen Schutzvorrichtun⸗ 
gen eintreten (Hinweis auf Neumanns Zeitſchrift für 
Verſicherungsweſen 1938 S. 955). 


Die Feuerverſicherung iſt eine Verſicherung, bei 
der die 8 gegen Feuersgefahr den Haupt⸗ 
gegenſtand bildet. Eine Feuerverſicherung im 
Sinn des Geſetzes liegt deshalb nicht vor, wenn die 
Verſicherung gegen Feuersgefahr in anderen ſelbſtändi⸗ 
gen Verſicherungzweigen oder Verſicherungsarten 
neben anderen Gefahren mit eingeſchloſſen iſt, z. B. in 
der Transportverſicherung, in der Kraftfahrzeugver⸗ 
ſicherung oder in der einheitlichen Verſicherung beweg⸗ 
licher Sachen gegen eine Vielheit von Gefahren (Hin⸗ 
weis auf $ 6 Ziff. 12 zu b VerſStG). 


8.262 Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter / 28. Jahrg. / Nr. 10 / 11. März 1939 
Em =- ee —— 


Die Verſicherung von Vieh gegen Feuersgefahr 
gilt verſicherungſteuerrechtlich nur dann als Feuer- 
verſicherung, wenn die Verſicherung nicht mit einer 
ſonſtigen Viehverſicherung verbunden iſt (Hinweis auf 
8 6 Abſ. 1 Ziffern 5 und 11 VerfSt®), 


Die Verſicherung von Flugzeugen nur gegen 
Feuersgefahr und nur, ſolange ſie außer Betrieb ſind, 
iſt als Feuer- und nicht als Luftfahrzeugverſicherung 
anzuſehen (Hinweis auf das Urteil des RH vom 
1. 7. 1938, RStBl. S. 726). 


Als Feuerverſicherung gelten auch die Be- 
triebsunterbrechungs⸗ und die Miet- 
verluſtverſicherung, ſoweit fie Schäden be- 
treffen, die durch Brand, Exploſion, Blitzſchlag oder 
ähnliche Gefahren entſtehen. 


Die Verſicherung eines Kraftfahrzeugs 
nur gegen Feuersgefahr iſt keine Transportmittel⸗ 
verſicherung, ſondern eine Feuerverſicherung (Hinweis 
auf das Urteil des RH vom 20. 5. 1932, RStBl. 
1933 S. 149, und auf die amtl. Begründung zum 
BeriSt® 1937, RStBl. S. 844), 


e) Feuerverſicherungsunternehmungen 


Nach den Eingangsworten des Geſetzes wird die 
Feuerſchutzſteuer von den „Feuerverſicherungsunter⸗ 
nehmungen“ erhoben. Als Feuerverſicherungsunter⸗ 
nehmung ſind alle Unternehmungen anzuſehen, die, 
wenn auch nur als Nebenzweig, bewegliche oder un- 
bewegliche Sachen gegen Feuersgefahr verſichern. Auf 
die Unternehmungsform kommt es nicht an. Es kann 
ſich ſowohl um private als auch um öffentlich- rechtliche 
Verſicherungsunternehmungen handeln. Es iſt auch 
ohne ſteuerliche Bedeutung, ob die Unternehmung als 
Erwerbsgeſellſchaft oder als Gegenſeitigkeitsverein 
betrieben wird. 


d) Entgegennahme des Verſicherungs⸗ 
entgelt3 


Die Vorſchrift des § 1 Abſ. 1 FeuerſchStG, nach 
der die Steuerſchuld entſteht, wenn die verſicherten 
Gegenſtände bei der Entgegennahme des Ver- 
ſicherungsentgelts im Inland ſind, unterſcheidet ſich 
von der des Verſicherungſteuergeſetzes. 


$ 1 Abſ. 1 Ziff. 1 VerfSt® gemäß wird die 
Verſicherungſteuer erhoben, wenn der Verſicherungs⸗ 
nehmer bei der jeweiligen Zahlung des Verſicherungs⸗ 
entgelts ſeinen Wohnſitz (Sitz) oder ſeinen ge⸗ 
wöhnlichen Aufenthalt im Inland hat. Auf die Feuer⸗ 
ſchutzſteuer dagegen iſt der Wohnſitz des Verſicherungs⸗ 
nehmers ohne Bedeutung. Die Steuerſchuld entſteht 
ohne Rückſicht darauf, ob der Verſicherungsnehmer bei 
der Begründung des Verſicherungsverhältniſſes oder 
bei der jeweiligen Zahlung ſeinen Wohnſitz (Sitz) oder 
ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland oder im 
Ausland hat. 


§ 1 Abſ. 1 Ziff. 2 VerſStc gemäß gelangt bei 
der Sachverſicherung die Verſicherungſteuer auch dann 
zur Erhebung, wenn ein Gegenſtand verſichert iſt, der 
zur Zeit der Begründung des Verſicherungs⸗ 
verhältniſſes im Inland war. Für die Feuerſchutz⸗ 
ſteuer iſt es ohne Bedeutung, wo ſich die verſicherten 
Gegenſtände bei der Begründung des Verſicherungs⸗ 
verhältniſſes befinden. Maßgebend iſt vielmehr, wie 


bereits ausgeführt, lediglich, wo die Gegenſtände 
jeweils bei der Entgegennahme der Verſicherungs⸗ 
entgelte ſind. 

Demnach iſt es möglich, daß die Verſicherungſteuer 
geſchuldet wird, die Feuerſchutzſteuer aber nicht. 
Andererſeits ſind auch Fälle denkbar, in denen die 
Feuerſchutzſteuer, nicht aber die Verſicherungſteuer zu 
entrichten iſt. 


Beiſpiele: 

A. Der Verſicherungsnehmer wohnt bei Begründung 
des Verſicherungsverhältniſſes im Inland, während 
die gegen Feuersgefahr verſicherten Gegenſtände 
bei der Zahlung des Verſicherungsentgelts im Aus⸗ 
land find. — Die Verſicherungſteuer wird 8 1 Abſ. 1 
Ziff. 1 VeriStG gemäß geſchuldet, die Feuerſchutz⸗ 
ſteuer dagegen nicht. 

B. Der Verſicherungsnehmer wohnt im Ausland. Die 
verſicherten Gegenſtände werden nach Begründung 
des Verſicherungsverhältniſſes ins Inland gebracht. 
Sie ſind bei der Zahlung des Verſicherungsentgelts 
im Inland. — Die Feuerſchutzſteuer iſt zu ent⸗ 
richten. Die Verſicherungſteuer gelangt weder nach 
§ 1 Abſ. 1 Ziff. 1 noch nach § 1 Abſ. 1 Ziff. 2 
VerſStG zur Entſtehung. 

C. Die verſicherten Gegenſtände ſind bei der Begrün⸗ 
dung des Verſicherungsverhältniſſes im Inland. 
Sie werden vor der Zahlung des Verſicherungs⸗ 
entgelts ins Ausland verbracht und ſind bei der 
Zahlung des Verſicherungsentgelts im Ausland. 
— Die Verſicherungſteuer wird $1 Abſ. 1 Ziff. 2 
VerſStch gemäß geſchuldet, die Feuerſchutzſteuer 
dagegen nicht. 


Sind die verſicherten Gegenſtände bei Verein⸗ 
nahmung des Verſicherungsentgelts teilweiſe im 
Ausland, teilweiſe im Inland, ſo wird die Steuer nur 
von dem Teil des Verſicherungsentgelts geſchuldet, der 
auf die im Inland befindlichen Gegenſtände entfällt. 

Die bisherigen Vorſchriften der Länder kannten 
Sonderbeſtimmungen vielfach dann, wenn das Ver⸗ 
ſicherungsentgelt vor ſeiner Fälligkeit oder für mehrere 
Jahre im voraus gezahlt wurde und die verſicherten 
Gegenſtände dann vom Ausland ins Inland gelangten. 
Auch für dieſe Fälle wurde eine Sonderregelung nicht 
getroffen. Es wurde angenommen, daß im allgemeinen 
Steuerausfälle nicht eintreten, weil unter den gleichen 
Vorausſetzungen auch Sachen vom Inland in das 
Ausland gelangen werden. 

e) Vorübergehende Belegenheit im 
Inland oder im Ausland 


Befinden ſich die verſicherten Gegenſtände bei der 
Entgegennahme des Verſicherungsentgelts vorüber⸗ 
gehend im Inland oder vorübergehend im Ausland, 
lo find die für die Verſicherungſteuer beſtehenden Auf⸗ 
faſſungen entſprechend anzuwenden (Hinweis auf die 
amtl. Begründung zum VerfSt® 1937, RStBl. S. 841, 
und auf das Urteil des RFch vom 10. 5. 1933, RStBl. 
S. 514). Demnach ſind Gegenſtände, die ſich nur 
vorübergehend im Inland befinden, nicht der Feuer⸗ 
ſchutzſteuer unterworfen. Umgekehrt iſt bei Gegen⸗ 
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ſtänden, die bei der Entgegennahme des Verſicherungs⸗ 
entgelts vorübergehend im Ausland find, die Feuer⸗ 
ſchutzſteuer zu entrichten. 


) Vereinbarungen nach $ 1 Abſ. 2 
FeuerſchStG 


§ 1 Abſ. 2 TeuerfhSt& gemäß wird eine Feuer- 
verſicherung auch begründet, wenn zwiſchen mehreren 
Perſonen oder Perſonenvereinigungen vereinbart 
wird, ſolche Schäden gemeinſam zu tragen, die den 
Gegenſtand einer Feuerverſicherung bilden können. 
Die Vorſchrift entſpricht der des 8 2 Abſ. 1 VeriSt®. 


Die Ausführungen zu § 1 Abi. 1 FeuerſchStG, 
daß es ohne Einfluß iſt, ob das Verſicherungs⸗ 
verhältnis durch Vertrag oder ſonſtwie entſteht (Hin⸗ 
weis auf das Urteil des RF vom 26. 10. 1923, Amtl. 
Samml. Bd. 13 S. 34), gelten entſprechend für § 1 
Abſ. 2 FeuerſchStG. 


Das Beſtehen eines Organ verhältniſſes 
zwiſchen der verſicherten Geſellſchaft und der Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft ſchließt die Annahme einer Verſiche⸗ 
rung im Sinn des § 1 Abf. 2 FeuerſchStG nicht aus 
(Hinweis auf das Urteil des Ry vom 27. 7. 1934, 
RStBl. S. 1061). 


Die echte Selbſtverſicherung, bei der 
jemand etwaige Schäden ſelbſt trägt, indem er laufend 
Gelder für den Fall eines Schadeneintritts zurücklegt, 
iſt nicht als Verſicherung anzuſehen (Hinweis auf die 
Urteile des Rc vom 21. 2. 1928, RStBl. S. 115, 
und vom 27. 7. 1934, RStBl. S. 1061). 


3. Verſicherungsentgelt 


Den Begriff des Verſicherungsentgelts regelt 8 2 
FeuerſchStc h. Dieſe Vorschrift entſpricht der des 
§ 3 VeriSt®. Liegt ein Verſicherungsentgelt im Sinn 
des Verſicherungſteuergeſetzes vor, ſo iſt ein ſolches 
auch für die Feuerſchutzſteuer anzunehmen. Iſt für die 
Verſicherungſteuer der Begriff des Verſicherungs— 
entgelts nicht erfüllt, ſo kommt ein ſolches auch für die 
Feuerſchutzſteuer nicht in Betracht. 


Zum Verſicherungsentgelt gehören nicht nur die 
als Prämien bezeichneten Beträge, ſondern auch alle 
ſonſtigen Leiſtungen, die für die Begründung und 
zur Durchführung des Verſicherungsverhältniſſes an 
den Verſicherer bewirkt werden. Auf die im Geſetz 
angeführten Beiſpiele wird Bezug genommen. 


Unter den Begriff des Verſicherungsentgelts fallen 
auch die Nebenkoſten. Als Nebenkoſten werden 
im § 2 Abſ. 1 Satz 1 FeuerſchStG insbeſondere an- 
geführt: Eintrittsgelder (Hinweis auf das Urteil des 
R vom 3. 8. 1926, RStBl. S. 297) und Gebühren 
für die Ausfertigung des Verſicherungsſcheins (Hin⸗ 
weis auf das Urteil des Rc vom 9. 10. 1929, RStBl. 
S. 676). Nach der Rechtſprechung des Reichsfinanz⸗ 
hofs zur Verſicherungſteuer find außerdem als Neben- 
koſten anzuſehen: Zuftell-, Roft- und Schreibgebühren, 
Vermittlungs- und Regulierungskoſten (Hinweis auf 
die Urteile des Rc vom 9. 10. 1929, RStBl. S. 676, 
und vom 29. 4. 1930, RStBl. S. 370). 


§ 2 Abſ. 2 Satz 2 Feuerſch StG gemäß gehören 
Koſten für die Ausſtellung einer Erſatzurkunde und 
Mahnkoſten nicht zum Verſicherungsentgelt (Hinweis 


auf das Urteil des RH vom 9. 10. 1929, RStBl. 
S. 676). Nach der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs 
ſind insbeſondere nicht als Verſicherungsentgelt anzu⸗ 
ſehen: die Verſicherungſteuer, Verzugzinſen und Ab⸗ 
ſchriften von Erklärungen, die der Verſicherungsnehmer 
innerhalb des Verſicherungsverhältniſſes abgibt (Hin⸗ 
weis auf das Urteil des NFH vom 9. 10. 1929, 
RSt Bl. S. 676). 


Hebegebühren für Folgeprämien ſind zu⸗ 
ſätzliches Verſicherungsentgelt, wenn die Folgeprämien 
nicht abgeholt, ſondern rechtzeitig vom Verſicherungs⸗ 
nehmer an den Verſicherer gezahlt werden. Werden 
die Folgeprämien aber in den weitaus meiſten 
Fällen tatſächlich abgeholt, ſo dienen die Hebegebühren 
zur Abgeltung einer Sonderleiſtung des Verſicherers 
und können nicht als zuſätzliches Verſicherungsentgelt 
angeſehen werden (Hinweis auf das Urteil des RF 
vom 29. 4. 1930, RStBl. S. 370). Zur Vermeidung 
von Zweifeln, welcher Bruchteil der Folgeprämien als 
„weitaus meiſte Fälle“ zu gelten hat und zur Herbei⸗ 
führung eines einheitlichen Verfahrens, hat ſich der 
Reichsminiſter der Finanzen in einem Runderlaß vom 
25. November 1931 (S 6410, 6413, 6421 — 2 III) für 
die Verſicherungſteuer damit einverſtanden erklärt, daß 
die Hebegebühren für Folgeprämien von der Verſiche⸗ 
rungſteuer freigelaſſen werden, wenn die Folgeprämien 
innerhalb des einzelnen Verſicherungzweigs minde⸗ 
ſtens in 80 v. H. der Fälle tatſächlich abgeholt werden. 
Dieſer Erlaß iſt nunmehr auch auf die Feuerſchutzſteuer 
anzuwenden. 


Für die Verſicherungſteuer beſtimmt § 6 der 
Durchführungsbeſtimmungen zum Verſicherungſteuer⸗ 
geſetz — VerfStDB —, daß die Verſicherungs⸗ 
leiſtung als Verſicherungsentgelt gilt, wenn der 
Verſicherer eine Verſicherungsleiſtung neben einer 
Leiſtung anderer Art übernimmt, ohne daß ein ge⸗ 
ſondertes Verſicherungsentgelt vereinbart wird. Dieſe 
Vorſchrift iſt kaum noch von praktiſcher Bedeutung, 
nachdem das Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherung 
die Abonnentenverſicherung der Verſicherungsaufſicht 
unterworfen hat und die Verleger von Zeitungen und 
Zeitſchriften als Verſicherungsunternehmer nicht zuläßt 
(Hinweis auf die amtl. Begründung zum VerſStG 
1937, RStBl. S. 846). Für die Feuerſchutzſteuer 
wurde eine dem $ 6 VerſStDB entſprechende Vorſchrift 
nicht getroffen. In etwaigen Fällen dieſer Art, die 
auch bei der Feuerverſicherung nicht völlig aus⸗ 
geſchloſſen find (Hinweis auf das Urteil des Rc vom 
25. 2. 1930, RStBl. S. 209), ift die Feuerſchutzſteuer 
von dem Teil der Leiſtung des Verſicherungsnehmers 
zu berechnen, der als Entgelt für eine etwaige Ver⸗ 
ſicherungsleiſtung anzuſehen iſt. 


Wird auf das Verſicherungsentgelt ein Gewinn⸗ 
anteil verrechnet und nur der Unterſchied zwiſchen dem 
Verſicherungsentgelt und dem Gewinnanteil an den 
Verſicherer gezahlt, ſo iſt dieſer Unterſchieds⸗ 
betrag 82 Abſ. 2 FeuerihStG gemäß Verſicherungs⸗ 
entgelt. Dieſe Vorſchrift, die der des 8 3 Abf. 2 
VerſStch entſpricht, gilt nicht nur, wie vielfach die 
entſprechende Beſtimmung des bisherigen Landesrechts, 
für Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit, ſondern 
für alle Verſicherungsunternehmungen. Erforderlich 
iſt jedoch, daß der auf die einzelne Verſicherung ent⸗ 
fallende Gewinnanteil auf das für einen ſpäteren 
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Zeitraum geſchuldete Verſicherungsentgelt tatſächlich 
verrechnet wird. 


4. Steuerberechnung 
a) Berechnungsart 


§ 3 Abſ. 1 Feuerſchstch gemäß wird die Steuer 
vom Geſamtbetrag der vereinnahmten Verſiche⸗ 
rungsentgelte berechnet. Die Beſtimmung des $ 5 
Abſ. 1 VerſStG, nach der die Steuer für die einzelne 
Verſicherung zu berechnen iſt, gilt alſo nicht für die 
Feuerſchutzſteuer. 


Nach den Vorſchriften der Länder waren die bis⸗ 
herigen Abgaben vielfach von der Verſicherungſumme 
zu entrichten. Die Feuerſchutzſteuer wird entſprechend 
der Verſicherungſteuer (Hinweis auf § 5 Abſ. 1 Ziff. 
Verſ StG) vom Verſicherungsentgelt be⸗ 
rechnet. 


b) Berechnungs zeitraum 


Berechnungszeitraum iſt das Kalendervierteljahr 
(8 3 Abſ. 1 FeuerihSt®). Das gilt auch dann, wenn 
nur das Verſicherungsentgelt aus einer einzelnen 
Verſicherung zu verſteuern iſt. Nach den Durch- 
führungsbeſtimmungen iſt Berechnungszeitraum bei 
der Verſteuerung nach dem Iſtbetrag der Verſiche⸗ 
rungsentgelte regelmäßig der Kalendermonat (8 6 
Abſ. 2 FeuerſchstDB und § 10 Abſ. 2 VerſSt B). 
Bei der Entrichtung der Steuer im Pauſchverfahren 
wird der Steuerbetrag jeweils für ein Jahr feſtgeſetzt 
(8 6 Abſ. 2 FeuerſchSt DB und 822 Abſ. 2 VerſSt DB). 


e) Verbundene Verſicherung 


Bei verbundenen Verſicherungen im Sinn des 8 7 
VerſStG, bei der die Verſicherung außer der Feuer⸗ 
verſicherung noch andere Verſicherungzweige oder 
Verſicherungsarten umfaßt, aber eine ſelbſtändige Ver⸗ 
ſicherung im Sinn des $ 6 VerſStG nicht darſtellt, 
wird die Steuer grundſätzlich nur von dem Teil des 
Verſicherungsentgelts erhoben, der auf die Feuer⸗ 
berſicherung entfällt. Demgemäß beſtimmt 8 4 Feuer⸗ 
ſchSt DB, daß die Steuer, wenn das Verſicherungs⸗ 
11 nur in einem Geſamtbetrag angegeben 
wird, 

1. bei der Hausratverſicherung gegen Feuer-, Ein⸗ 
bruchsdiebſtahl- und Waſſerleitungsſchäden von 
40 vom Hundert, 

2. in den übrigen Fällen von der Hälfte 

des Verſicherungsentgelts zu berechnen iſt. 

Die Vorſchrift der Ziffer 1 iſt wörtlich auszulegen. 
Eine Verſicherung, die z. B. nur gegen Feuer⸗ und 
Einbruchsdiebſtahl genommen wird, fällt nicht unter 
Ziffer 1, ſondern unter Ziffer 2. 


d) Abrundung 


Der geſchuldete Steuerbetrag iſt § 3 Abſ. 3 
Feuerſchſtch gemäß auf volle 5 Reichspfennig nach 
oben abzurunden. 


e) Ausländiſche Werte 


§ 5 Feuerſchst D gemäß find ausländiſche Werte 
nach den für die Umſatzſteuer vorgeſchriebenen Um⸗ 
rechnungsſätzen in Reichsmark umzurechnen. 


5. Ausnahmen von der Beſteuerung 


Das Geſetz enthält keine Ausnahmen von der 
Beſteuerung. Die Steuer iſt demnach grundſätzlich in 
allen Fällen zu entrichten. 


$ 4 Ziffer 1 VeriSt®& beſtimmt, daß die Zahlung 
des Verſicherungsentgelts für eine Rückverſiche⸗ 
rung von der Verſicherungſteuer ausgenommen iſt. 
Das Feuerſchutzſteuergeſetz enthält eine entſprechende 
Vorſchrift nicht. Die Rückverſicherung iſt keine Feuer⸗ 
verſicherung. Sie fällt demnach nicht unter die Feuer⸗ 
ſchutzſteuer, ſo daß es einer Ausnahmevorſchrift nicht 
bedarf. 

§ 4 Ziffer 7 VerſStch gemäß iſt eine Verſicherung 
von Vieh aus kleinen Viehhaltungen von der Ver⸗ 
ſicherungſteuer ausgenommen. Nach dem Feuerſchutz⸗ 
ſteuergeſetz beſteht eine entſprechende Vorſchrift nicht. 
§ 4 Ziff. 7 VerſStcG betrifft nur die Viehverſicherung 
im Sinn des § 6 Abſ. 1 Ziff. 11 VerſStG, nicht aber 
die Verſicherung von Vieh gegen Feuersgefahr, bei der 
die Verſicherung nicht mit einer ſonſtigen Viehverſiche⸗ 
rung verbunden iſt (Hinweis auf § 6 Abſ. 1 Ziff. 5 
VerſStGG). Für die Feuerſchutzſteuer iſt deshalb eine 
dem $ 4 Ziff. 7 entſprechende Ausnahmevorſchrift nicht 
erforderlich. 

§ 29 VerſStG gemäß iſt die Zahlung des Ver⸗ 
ſicherungsentgelts an ausländiſche Verſicherer durch 
Vertreter außerdeutſcher Staaten von 
der Verſicherungſteuer ausgenommen. Das Feuerſchutz⸗ 
geſetz enthält eine entſprechende Ausnahmevorſchrift 
nicht. Die Feuerſchutzſteuer iſt nicht, wie die Verſiche⸗ 
rungſteuer, von dem Verſicherungsnehmer, d. h. dem 
Vertreter des außerdeutſchen Staates, ſondern von dem 
Verſicherer zu entrichten. Iſt aber der Vertreter des 
außerdeutſchen Staates nicht Steuerſchuldner, ſo kommt 
eine dem § 29 VeriStDB entſprechende Ausnahme⸗ 
vorſchrift nicht in Betracht. 


6. Steuerſatz 


8 4 FeuerſchStch enthält die Steuersätze. Die 
Steuerſätze wurden an die bisherigen Leiſtungen der 
Verſicherungsunternehmungen angeglichen. 


Wie bereits ausgeführt wurde, iſt von der Ver⸗ 
ſicherungſteuer eine Feuerſchutzſteuer nicht zu ent⸗ 
richten. Hat der Verſicherer die Verſicherungſteuer in 
das Verſicherungsentgelt ä eingerechnet (Hinweis 
auf § 5 Abſ. 2 VeriStG), jo ermäßigt ſich der 
Steuerſatz entſprechend der Vorſchrift des 8 2 
Abſ. 1 Ver StD um einen der Veſicherungſteuer ent- 
ſprechenden Hundertteil. § 3 FeuerſchSt DB beſtimmt 
die in dieſem Fall geltenden Steuerſätze. 
Beiſpiel: 

Ein Gebäude wird bei einer privaten Verſiche⸗ 
rungsunternehmung gegen Feuersgefahr verſichert. 
Das Verſicherungsentgelt beträgt 1000 RM. In 
dieſes Verſicherungsentgelt iſt die Verſicherungſteuer 
eingerechnet. — Die Feuerſchutzſteuer kann von der 
in das Verſichrungsentgelt eingerechneten Verſiche⸗ 
rungſteuer nicht erhoben werden. Der Steuerſatz 
von 4 v. H. (8 4 Ziff. 2 FeuerſchStG) iſt deshalb 
auf 3,846 v. H. ermäßigt (§ 3 Feuerſch St DB). Die 
Steuer beträgt 3,846 v. H. von 1000 RM, alſo 
38,46 RM. Die Steuer wird, wenn weitere Verſiche⸗ 
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rungsentgelte in gleicher Weiſe zu verſteuern find, 
vom Geſamtbetrag der Verſicherungsentgelte berech⸗ 
net (8 3 Abſ. 1 Feuerſch StG). Der Steuerbetrag iſt 
auf volle 5 Reichspfennig nach oben abzurunden 
(8 3 Abi. 3 Feuerſch StG). 


7. Steuerſchuldner 
a) Grundſätzliche Regelung 

§ 5 Abſ. 1 Feuerſch St gemäß iſt Steuerſchuldner 
lediglich der Verſicherer. Die für die Verſicherungſteuer 
beſtehende Regelung, nach der Steuerſchuldner der 
Verſicherungsnehmer iſt (Hinweis auf § 8 Abſ. 1 Satz! 
Beristß), gilt alſo nicht für die Feuerſchutzſteuer. In 
den bisherigen Abgabengeſetzen der Länder war vielfach 
vorgeſehen, daß der Verſicherungsnehmer als Hafter 
für die Steuer in Anſpruch genommen werden kann. 
Für die Feuerſchutzſteuer iſt eine entſprechende Vor⸗ 
ſchrift nicht getroffen. 


b) Der Bevollmächtigte 


Der inländiſche Bevollmächtigte, der zur Entgegen⸗ 
nahme des Verſicherungsentgelts beſtellt iſt, haftet 
§ 5 Abſ. 2 Feuerſchstch gemäß für die Steuer, wenn 
der Verſicherer im Inland keinen Wohnſitz (Sitz) hat. 
Der Bevollmächtigte haftet neben dem Verſicherer (Hin⸗ 
weis auf das Urteil des R zur Verſicherungſteuer 
vom 31. 7. 1929, RStBl. S. 517). Das gleiche gilt 
für den inländiſchen Unterbevollmächtigten, den der 
Bevollmächtigte zur Entgegennahme des Verſicherungs⸗ 
entgelts ermächtigt hat. Die Haftung des Bevoll⸗ 
mächtigen und des Unterbevollmächtigten beſteht ſelbſt 
dann, wenn ihnen die Steuerentrichtung nicht beſonders 
übertragen iſt (Hinweis auf § 6 Abſ. 2 und § 23 
FeuerſchSt DB). 


Der ausländiſche Bevollmächtigte des aus⸗ 
ländiſchen Verſicherers kann nicht für die Steuer in 
Anſpruch genommen werden. § 5 Abi. 2 Feuerſch StG 
gilt entſprechend der Vorſchrift des 8 8 Abi. 2 Verſ StG 
nur für Bevollmächtigte, die ihren Wohnſitz (Sitz) im 
Inland haben. 


§ 8 Abſ. 1 Satz 4 VerjSt® gemäß haftet auch der 
Bevollmächtigte eines inländiſchen Verſicherers 
für die Verſicherungſteuer. Bei der Feuerſchutzſteuer 
beſteht eine entſprechende Vorſchrift nicht. Für den 
Bevollmächtigten des inländiſchen Verſicherers gilt 
demnach nur die allgemeine Haftungsvorſchrift des 
§ 109 AO. 


Der Verſicherungsmakler iſt nicht Ver⸗ 
treter des Verſicherers. Er kann demnach, auch wenn 
die ſonſtigen Vorausſetzungen des § 5 Abſ. 2 Feuerſch⸗ 
StG vorliegen, nicht auf Zahlung der Steuer in An⸗ 
ſpruch genommen werden. Wird er aber zur Entgegen⸗ 
nahme des Verſicherungsentgelts bevollmächtigt, ſo 
kann er unter den Vorausſetzungen des § 5 Abſ. 2 
FeuerſchStG wie jeder ſonſt dazu Bevollmächtigte zur 
Steuer herangezogen werden. 


0) Ausländiſche Verſicherer ohne 
ländiſchen Bevollmächtigten 


Die bisherigen Ländervorſchriften beſtimmten zum 
Teil, daß der Verſicherungsnehmer dann Steuer⸗ 
ſchuldner iſt, wenn der Verſicherer im Inland weder 
ſeinen Wohnſitz (Sitz) noch ſeinen gewöhnlichen 


in⸗ 
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Aufenthalt hat und ein inländiſcher Bevollmächtigter 
zur Entgegennahme des Verſicherungsentgelts nicht 
beſtellt iſt. Derartige Fälle kommen insbeſondere dann 
in Betracht, wenn der Verſicherungsvertrag im Aus⸗ 
land abgeſchloſſen wird oder durch Briefwechſel zwiſchen 
dem ausländiſchen Verſicherer und dem inländiſchen 
Verſicherungsnehmer zuſtande kommt. Das Feuer⸗ 
ſchutzſteuergeſetz enthält eine entſprechende Beſtimmung 
nicht. Steuerſchuldner iſt demnach auch in dieſem 
Fall lediglich der ausländiſche Verſicherer. 


Kann nur der ausländiſche Verſicherer, nicht aber 
auch ein inländiſcher Bevollmächtigter in Anſpruch 
genommen werden, ſo unterliegen dem Zugriff der 
inländiſchen Steuerhoheit nur die im Inland 
befindlichen Vermögenswerte des Verſicherers. Aus⸗ 
nahmsweiſe wird es auch möglich ſein, den ausländi⸗ 
ſchen Verſicherer im Ausland in Anſpruch zu nehmen, 
wenn der ausländiſche Staat, dem der Verſicherer an⸗ 
gehört, dem Deutſchen Reich Rechtshilfe gewährt. 
Rechtshilfe-Abkommen ſind geſchloſſen worden: mit der 
Tſchecho⸗Slowakei am 31. Dezember 1921 (RGBl. 
1923 II S. 69, 77, 224), mit Ungarn am 6. November 
1923 (RG Bl. 1925 II ©. 641, 648), mit Schweden am 
14. Mai 1935 (RGBl. 1935 II S. 866, 1936 II S. 4) 
und mit Finnland am 25. September 1935 (RGBl. 
1936 II S. 28, 37, 329). Im Verhältnis zur Stadt 
Danzig gilt die Verordnung über Rechtsſchutz und 
Rechtshilfe in Steuerſachen im Verkehre mit der Freien 
8 Danzig vom 19. November 1923 (RGBl. 1923 11 

. 428). 


d) Die Rückgriffsanſprüche des 
Verſicherers 


Das Feuerſchutzſteuergeſetz beſtimmt nicht, daß der 
Verſicherer die Steuer auf den Verſicherungs⸗ 
nehmer abwälzen darf. Ohne eine ſolche Vorſchrift 
iſt der Verſicherungsnehmer geſetzlich nicht verpflichtet, 
im Innenverhältnis zum Verſicherer die Steuer zu 
tragen. 

8 5 Abſ. 3 FeuerſchStG gemäß iſt der Verſicherer 
berechtigt, das Verſicherungsentgelt, das er an den 
Rückverſicherer zu entrichten hat, um den der 
Steuer entſprechenden Hundertſatz zu kürzen. Nähere 
Beſtimmungen ſind nicht erlaſſen worden. Die Ver⸗ 
hältniſſe können von Fall zu Fall durchaus verſchieden 
liegen. § 5 Abi. 3 FeuerſchStG iſt von beſonderer 
Bedeutung für die beim Inkrafttreten des Geſetzes 
laufenden Rückverſicherungsverträge. Bei dem Abſchluß 
dieſer Verträge, die von langjähriger Dauer ſein 
können, und der Vereinbarung der Höhe des Verſiche⸗ 
rungsentgelts konnten etwaige Belaſtungsverſchiebun⸗ 
gen, die ſich für den Verſicherer durch die Einführung 
der Feuerſchutzſteuer ergeben, noch nicht berüdfichtigt 
werden. Bei Eingehung neuer Rückverſicherungs⸗ 
verträge wird es den Beteiligten möglich ſein, das 
Verſicherungsentgelt unter Berückſichtigung der Feuer⸗ 
ſchutzſteuer zu bemeſſen. 


8. Fälligkeit 
8 6 FeuerſchStG regelt die Fälligkeit der Steuer. 
Durch die Einſchränkung „ſoweit nichts anderes 
beſtimmt wird“ beſteht die Möglichkeit, die Friſt zur 
Entrichtung der Steuer abzukürzen oder zu verlängern. 
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Nach den Durchführungsbeſtimmungen beſtehen Ab⸗ 
weichungen bei der Entrichtung der Steuer nach dem 
Iſtbetrag der vereinnahmten Verſicherungsentgelte 
(Hinweis auf $ 6 Abſ. 2 FeuerſchSt DB, § 10 Abſätze 2 
und 3, $ 13 Abſ. 1 und § 14 VerſSt DB) und bei der 
Entrichtung der Steuer im Pauſchverfahren (Hinweis 
auf § 6 Abf. 2 FeuerſchSt DB und 8 22 Abſ. 3 Verſ⸗ 
St DB). Bei der Entrichtung der Steuer nach dem 
Sollbetrag verbleibt es bei dem Grundſatz des 86 
BeuerihSt® (Hinweis auf 8 6 Abſ. 2 FeuerſchSt DB, 
$ 16 Abſ. 3 und § 19 Ver St DB). 


8 6 FeuerſchStch gilt uneingeſchränkt bei Verſiche⸗ 
rungsunternehmungen, die im Inland weder ihren 
Wohnſitz (Sitz) noch einen Bevollmächtigten zur 
Entgegennahme des Verſicherungsentgelts haben. 


9. Erſtattung der Steuer 


$7 FeuerfhStG& regelt die Erſtattung von Feuer⸗ 
ſchutzſteuer in zwei beſonderen Fällen. Im übrigen 
gelten die allgemeinen Vorſchriften der 88 150 bis 
159 AO. 

Die Vorſchrift des § 7 FeuerſchStG entſpricht der 
des § 10 Abſ. 1 VerſStG. 


Eine Erſtattung nach $ 7 FeuerſchStG findet nur 
ſtatt, wenn der Verſicherer dem Verſicherungsnehmer 
unverdiente Verſicherungsentgelte zurückvergütet. 
Wird dagegen verdientes Verſicherungsentgelt 
zurückgewährt, ſo kommt eine Erſtattung S 
FeuerſchſtG gemäß nicht in Betracht. 


Beiſpiel: 

Der Verſicherer gewährt einen Teil der Prämie 
zurück, weil ein Schaden während der Verſicherungs⸗ 
dauer nicht entſtanden iſt. Der Verſicherer hat 
während der ganzen Dauer das Wagnis getragen. 
Es handelt ſich demnach um verdientes Verſiche⸗ 
rungsentgelt. § 7 FeuerſchStG findet keine An- 
wendung. § 2 Abi. 2 FeuerihSt® bleibt un- 
berührt. 


Das Erſtattungs verfahren iſt im 8 7 
FeuerſchSt DB entiprechend der Vorſchrift des § 32 
VerſSt B geregelt. 


$ 153 AO gemäß erlöſchen die Erſtattungs⸗ 
anſprüche, wenn ſie nicht bis zum Schluß des Jahres 
geltend gemacht werden, das auf das Jahr folgt, in 
dem die Ereigniſſe, die die Anſprüche begründen, ein⸗ 
getreten ſind. 


10. § 154 Abſ. 2 des Verſicherungsaufſichtsgeſetzes 


§ 9 FeuerihSt® beſtimmt, daß § 154 Abſ. 2 des 
Geſetzes über die Beaufſichtigung der privaten Ver⸗ 
ſicherungsunternehmungen und Bauſparkaſſen ge⸗ 
ſtrichen wird. 


Demgemäß entfällt die Rechtsgrundla ge 
für alle Landesabgaben, die von den Feuerverſiche⸗ 
rungsunternehmungen erhoben werden. Das gilt 
ſowohl für die Leiſtungen der privaten als auch für die 
der öffentlich ⸗ rechtlichen Verſicherungsunternehmungen. 


8 9 FeuerſchStc betrifft nicht Abgaben, die bisher 
nicht von den Feuerverſicherungsunternehmungen, 
ſondern von den Verſicherungsnehmern 
entrichtet wurden. Die Feuerlöſchzulage der Hanſeſtadt 


Hamburg, die von den Verſicherungsnehmern zu zahlen 
iſt, wird demnach durch 8 9 FeuerſchStG nicht beſeitigt. 


11. Inkrafttreten 


§ 10 Abſ. 1 Feuerſch StG gemäß tritt das Feuer⸗ 
ſchutzſteuergeſetz mit Wirkung ab 1. Januar 1939 in 
Kraft. Die Feuerſchutzſteuer iſt ſomit von dieſem Zeit⸗ 
punkt an zu entrichten. Die bisherigen Länderabgaben 
können für die Zeit ab 1. Januar 1939 nicht mehr 
erhoben werden. 


§ 10 Abſ. 2 Feuerſch StG gemäß bleibt die In⸗ 
kraftſetzung des Geſetzes für das Land Oſterrei ch 
und für die ſudetendeutſchen Gebiete 
vorbehalten. 


D. Die Durchführungsbeſtimmungen 
1. Zuſtändigkeit 

§ 1 Feuers hStDB gemäß wird die Steuer von 
denjenigen Finanzämtern verwaltet, die für die Be⸗ 
1 nach dem Verſicherungſteuergeſetz zuſtändig 
ind. 

Wegen der örtlichen Zuſtändigkeit zur Ver⸗ 
waltung der Steuer wird auf § 1 Abſ. 1 VerſSt d 
Bezug genommen. Bei einem ausländiſchen Verſicherer, 
der im Inland weder einen Wohnſitz (Sitz) noch einen 
zur Entgegennahme des Verſicherungsentgelts bevoll⸗ 
mächtigten Vertreter hat, iſt das Finanzamt des 
Verſicherungsnehmers örtlich zuſtändig (8 76 Ziff. 6 
AO). Hat auch der Verſicherungsnehmer im Inland 
weder ſeinen Wohnſitz (Sitz) noch ſeinen gewöhnlichen 
Aufenthalt, ſo iſt das Finanzamt zuſtändig, in deſſen 
Bezirk ſich die verſicherten Gegenſtände bei Entgegen⸗ 
nahme des Verſicherungsentgelts befinden (8 73 
Abi. 5 AO). 


Angeordnet iſt nicht, daß das Finanzamt, das im 
Einzelfall die Verſicherungſteuer verwaltet, auch für 
die Beſteuerung nach dem Feuerſchutzſteuergeſetz zu⸗ 
ſtändig iſt. Feuerſchutzſteuer und Verſicherungſteuer 
können von verſchiedenen Finanzämtern ber- 
waltet werden. Das iſt insbeſondere dann der Fall, 
wenn der Verſicherer bei der Verſicherungſteuer die 
Erfüllung der Steuerpflicht einem Bevollmächtigten 
überträgt, bei der Feuerſchutzſteuer dagegen nicht. 


2. Anmeldungspflicht 


§ 2 Abſ. 1 FeuerſchSt DB gemäß hat der inlän- 
diſche Feuerverſicherer die Eröffnung ſeines Geſchäfts⸗ 
betriebs binnen 2 Wochen dem Finanzamt anzu⸗ 
melden. Das gleiche gilt für eine Perſon oder 
Perſonenvereinigung, die an einem Verſicherungs⸗ 
vertrag im Sinne des § 1 Abſ. 2 FeuerſchStG be⸗ 
teiligt iſt. 

Die Anmeldung nach § 7 Abſ. 1 VerſSt D gilt 
nicht gleichzeitig für die Feuerſchutzſteuer. Vielmehr 
iſt für die Feuerſchutzſteuer eine geſonderte 
Anmeldung einzureichen, auch wenn beide Steuern von 
dem gleichen Finanzamt verwaltet werden. 

82 Abſ. 2 Feuerſchst dB gemäß iſt § 7 Abſätze 2 
bis 4 VerfStDB entſprechend anzuwenden. Demgemäß 
hat der Verſicherer dem Finanzamt mit der Anmeldung 
anzuzeigen, ob er die Erfüllung der Steuerpflicht ſelbſt 
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übernehmen oder den zur Empfangnahme von 
Prämienzahlungen ermächtigten Perſonen (Be⸗ 
vollmächtigten) übertragen will. In der Anzeige hat 
der Verſicherer alle Bevollmächtigten, denen er die 
Erfüllung der Steuerpflicht übertragen hat, unter 
Angabe ihres Wohnſitzes (Sitzes, Geſchäftsleitung) und 
des Umfangs der Übertragung aufzuführen (Hinweis 
auf 8 7 Abſ. 2 VerſSt DB). 


Nach dem Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen 
vom 24. Juli 1937 S 6300 — 4 III, RStehl. S. 923, 
ſind die Finanzämter angewieſen, entſprechend den 
Anzeigen das für die Entrichtung der Steuer durch 
den Bevollmächtigten zuſtändige Finanzamt zu 
benachrichtigen. Die Verpflichtung eines unzuſtändigen 
Finanzamts zur Benachrichtigung des zuſtändigen 
Finanzamts folgt bereits aus der allgemeinen Bei⸗ 
ſtandspflicht der Finanzämter. Für die Feuerſchutz⸗ 
ſteuer iſt daher ebenfalls entſprechend dem Erlaß vom 
24. Juli 1937 zu verfahren. 

Der Verſicherer, der $ 7 Abſ. 2 Verſ StG gemäß 
dem Finanzamt anzeigt, daß er die Erfüllung der 
Steuerpflicht einem Bevollmächtigten übertragen hat, 
iſt von der Erfüllung der ihm obliegenden Steuer⸗ 
pflichten einſtweilen fre i. Seine Eigenſchaft als 
Steuerſchuldner bleibt jedoch unberührt (Hinweis auf 
das Urteil des NFH vom 31. 7. 1929, RStBl. S. 517). 


Veränderungen gegenüber den in der Anmeldung 
($ 2 Abſ. 1 FeuerſchSt DB) oder Anzeige (§ 7 Abſ. 2 
VerſSt DB) gemachten Angaben hat der Verſicherer 
binnen 2 Wochen dem Finanzamt anzuzeigen (Hinweis 
auf § 7 Abi. 3 VerſSt DB). 


Die dem inländiſchen Verſicherer obliegenden 
Pflichten ſind entſprechend von der inländiſchen 
Geſchäftſtelle eines ausländiſchen Verſicherers, 
der die Leitung des Geſchäfts im Inland übertragen 
iſt, zu erfüllen (Hinweis auf § 7 Abſ. 4 VerſSt DB). 


Nach § 8 Verf StDB beſteht bei der Verſicherung⸗ 
ſteuer eine Mitteilungspflicht der Verſiche⸗ 
rungsaufſichtsbehörden und der Regiſterbehörden. Eine 
entſprechende Vorſchrift iſt für die Feuerſchutzſteuer 
nicht vorgeſehen. Die Finanzämter, die für die Ver⸗ 
ſicherungſteuer eine Mitteilung nach $ 8 Verſ Std 
erhalten, haben auch wegen der Feuerſchutzſteuer das 
Erforderliche zu veranlaſſen. 


3. Entrichtung der Steuer 


Für die Entrichtung der Feuerſchutzſteuer ſind im 
weſentlichen die Vorſchriften über die Entrichtung der 
Verſicherungſteuer maßgebend. Auch die Feuerſchutz⸗ 
ſteuer iſt grundſätzlich vom Iſt betrag der Verſiche⸗ 
rungsentgelte zu entrichten (§ 6 Abſ. 1 Satz 1 Feuerſch⸗ 
StB). Das Finanzamt darf auf Antrag zulaſſen, 
daß der Verſicherer die Steuer im Abrechnungs- 
verfahren nach dem Sollbetrag der Verſicherungs⸗ 
entgelte entrichtet (8 6 Abſ. 1 Satz 2 FeuerſchSt DB). 
Ausnahmsweiſe iſt auch eine Beſteuerung im Pauſch⸗ 
verfahren möglich. 


4. Entrichtung der Steuer nach dem Iſtbetrag der 
Verſicherungsentgelte 
8 6 Abſ. 2 FeuerſchSt D gemäß find 88 10 bis 11 
Abſ. 4 und 88 12 bis 15 VerfStDB entſprechend anzu⸗ 
wenden. 


Demnach muß der Verſicherer, der die Steuer vom 
Iſtbetrag der Verſicherungsentgelte entrichtet, über die 
Verſicherungsentgelte, die im Lauf des Aufitellung- 
zeitaums an ihn gezahlt werden, eine Aufſtellung 
nach vorgeſchriebenem Muſter (§ 6 Abi. 4 Feuerſch⸗ 
SIDB) fertigen). Aufſtellungzeitraum iſt der Kalender- 
monat. Das Finanzamt darf auf Antrag eines Ver⸗ 
ſicherers, der ſteuerpflichtige Verſicherungsentgelte nur 
in geringem Umfang vereinnahmt, den Aufſtellung⸗ 
zeitraum bis zu einem Jahr verlängern (Hinweis auf 
§ 10 VerſSt DDB). 


Wegen des Inhalts der Aufſtellung wird auf 8 11 
VerſSt DB hingewieſen. Die Steuer wird vom 
Geſamtbetrag der während des Aufſtellungzeit⸗ 
raums vereinnahmten Verſicherungsentgelte berechnet. 
Deshalb braucht in der Aufſtellung nur der Steuer⸗ 
betrag zu erſcheinen, der ſich auf Grund des Geſamt⸗ 
betrags der vereinnahmten Verſicherungsentgelte ergibt. 


Iſt für die Beſteuerung nach dem Feuerſchutz⸗ 
ſteuergeſetz das Finanzamt zuſtändig, das auch die 
Verſicherungſteuer verwaltet, ſo kann die für die 
Verſicherungſteuer gefertigte Aufſtellung gleich- 
zeitig für die Feuerſchutzſteuer Verwendung finden. 
Wird die Verſicherungſteuer, nicht aber die Feuerſchutz⸗ 
ſteuer erhoben, ſo werden die Verſicherungsentgelte, 
deren Entgegennahme der Feuerſchutzſteuer nicht 
unterliegt, in einer beſonderen Spalte abgeſetzt. Iſt 
die Feuerſchutzſteuer, nicht aber die Verſicherungſteuer 
zu entrichten, ſo ſind auch dieſe Fälle in der Aufſtellung 
in einer beſonderen Spalte einzutragen (8 6 Abf. 3 
FeuerſchSt DB). 


§ 11 Abſ. 5 VerſSt gemäß iſt im Fall einer 
gemeinſchaftlichen Verſicherung einer der 
Verſicherer berechtigt, die Steuer auch für die übrigen 
Verſicherer zu entrichten. Für die Feuerſchutzſteuer, 
die nicht der Verſicherungsnehmer, ſondern der Ver⸗ 
ſicherer trägt, iſt von einer entſprechenden Vorſchrift 
abgeſehen worden. 


Das Finanzamt darf auf Antrag zulaſſen, daß an 
Stelle der Aufſtellung die Geſchäftsbücher des 
Verſicherers verwendet werden (Hinweis 
auf § 12 VerſSt DB). 


Der Verſicherer muß die Aufſtellung ſpäteſtens bis 
zum Schluß des folgenden Monats dem Finazamt 
einreichen (Hinweis auf § 13 Abſ. 1 VerſSt DB). 
Zugleich mit der Aufſtellung muß der Verſicherer dem 
Finanzamt eine Nachweiſung in 2 Stücken nach vor⸗ 
geſchriebenem Muſter ($ 6 Abſ. 4 FeuerſchSt DB) ein⸗ 
reichen. Die Nachweiſung muß die Zahl der Ein⸗ 
tragungen in der Aufſtellung und die Steuerbeträge 
enthalten. Sind keine Verſicherungsentgelte gezahlt 
worden, ſo muß der Verſicherer dies in der Nachweiſung 
vermerken (Hinweis auf § 13 Abſ. 2 und 3 VerſSt dB). 
Die Nachweiſung iſt eine Steuererklärung im 
Sinn des § 166 Abſ. 1 AO. 

ichzeitig mit der Einreichung der Nachweiſung 
macß der die Steuer an das Finanzamt 
entrichten (Hinweis auf § 14 VerſSt DB). 


Das Finanzamt ſetzt die Steuer auf beiden 
Stücken der Nachweiſung feſt. Die Aufſtellung und 
ein Stück der Nachweiſung erhält der Verſicherer 
zurück (Hinweis auf § 15 VerſSt DB). Die Steuer⸗ 
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feſtſetzung iſt ein formloſer Steuerbeſcheid im 
Sinn des $ 212 AO. Nachforderungen find demnach 
bis zum Ablauf der Verjährungsfriſt möglich, ohne 
daß die beſonderen Vorausſetzungen des § 222 AO 
vorzuliegen brauchen. 


5. Entrichtung der Steuer nach dem Sollbetrag der 
Verſicherungsentgelte 


S 6 Abſ. 2 FeuerſchSt dB gemäß find 88 16 bis 20 
VerſSt DB entſprechend anzuwenden. 


Demgemäß darf der Verſicherer mit Zuſtimmung 
des Finanzamts die Steuer für einen beſtimmten 
Abrechnungzeitraum im Weg der nachträglichen 
Abrechnung beim Finanzamt entrichten. Die für die 
Verſicherungſteuer erteilte Zuſtimmung erſtreckt ſich 
nicht ohne weiteres auf die Feuerſchutzſteuer. Vielmehr 
iſt für die Feuerſchutzſteuer eine geſonderte Zu⸗ 
ſtimmung des Finanzamts erforderlich. Grundlage für 
die Steuerentrichtung ſind die Geſchäftsbücher. 
Abrechnungzeitraum iſt das Kalendervierteljahr. Der 
Abrechnungzeitraum darf weder verlängert noch ver- 
kürzt werden (Hinweis auf § 16 Abſ. 1 bis 3 
VerſSt DDB). 


Der Verſicherer hat die Steuer vom Soll- 
betrag des Verſicherungsentgelts zu berechnen. Er 
muß die Steuer für nicht eingegangene Zahlungen 
bei der Abrechnung für denjenigen Abrechnungzeit⸗ 
raum abſetzen, in dem er die Verſicherung ganz oder 
teilweiſe in Abgang geſtellt (ſtorniert) hat (Hinweis 
auf § 16 Abſ. 4 VerſSt DB). 


Auf die für den Abrechnungzeitraum zu ent⸗ 
richtende Steuer hat der Verſicherer für jeden Kalender⸗ 
monat eine Abſchlagzahlung zu leiſten, und 
zwar bis zum 10. des folgenden Monats. Der Ver⸗ 
ſicherer muß die Abſchlagzahlung in Höhe des Steuer- 
betrags bemeſſen, der der Prämien⸗Iſteinnahme des 
vorangegangenen Kalendermonats entſpricht. Steht 
die Prämien⸗Iſteinnahme noch nicht feſt, ſo hat der 
Verſicherer den Steuerbetrag zu ſchätzen (Hinweis auf 
$ 17 Verſ StD). 


Der Verſicherer muß für jeden Abrechnungzeit⸗ 
raum eine Nachweiſung in 2 Stücken nach vor⸗ 
geſchriebenem Muſter ($ 6 Abſ. 4 FeuerſchSt dB) auf- 
ſtellen. Wegen des Inhalts der Nachweiſung wird auf 
§ 18 Verſ std Bezug genommen. Der Verſicherer 
muß in der Nachweiſung die geleiſteten Abſchlag⸗ 
zahlungen vermerken und die Abſchlußzahlung errech⸗ 
nen. Die Nachweiſung iſt eine Steuererklärun 9 
im Sinn des $ 166 Abſ. 1 AO. 


Der Verſicherer muß die für den Abrechnung⸗ 
zeitraum abgeſchloſſene Abrechnung bis zum Schluß 
des folgenden Monats dem Finanzamt in 
2 Stücken einreichen. Das Finanzamt darf die Friſt 
auf Antrag verlängern. Gleichzeitig mit der Ein- 
reichung der Nachweiſung muß der Verſicherer die 
Abſchlußzahlung leiſten (Hinweis auf § 19 VerſSt DB). 


Das Finanzamt ſetzt die Steuer auf beiden 
Stücken der Nachweiſung feſt und gibt die Steuer⸗ 
feſtſetzung durch Rückgabe des einen Stücks der Nach⸗ 


weiſung dem Verſicherer bekannt (Hinweis auf § 20 
VeriStDB). Die Steuerfeſtſetzung iſt ein form- 
lojer Steuerbeſcheid im Sinn des § 212 AO. 


6. Entrichtung der Steuer im Pauſchverfahren 


§ 6 Abi. 2 FeuerſchstdB gemäß iſt 8 22 
VerſSt DDB entſprechend anzuwenden. Demnach darf 
das Finanzamt in allen Fällen, in denen die Feſt⸗ 
ſtellung der Unterlagen für die Steuerfeſtſetzung 
un verhältnismäßig ſchwierig fein würde und kein 
höherer Jahresſteuerbetrag als 500 RM zu erwarten 
iſt, die Berechnung und Entrichtung der Steuer im 
Pauſchverfahren zulaſſen. Das Finanzamt ſetzt 
den Pauſchbetrag jeweils für ein Jahr feſt. Der 
Verſicherer muß den Pauſchbetrag in vierteljährlichen 
Teilen, ſpäteſtens bis zum 10. des Monats, der auf 
den Schluß des Kalendervierteljahrs folgt, unter Ein⸗ 
reichung einer Anmeldung entrichten. 


Die Pauſchbeſteuerung iſt eine Ausnahme von 
dem gewöhnlichen Beſteuerungsverfahren und wird 
nur in beſonderen Ausnahmefällen zugelaſſen 
werden können. 


Für die Anmeldung iſt ein beſonderes Muſter 
nicht vorgeſehen. Sie kann daher formlos vor⸗ 
genommen werden. 


7. Entrichtung der Steuer durch einen Bevollmächtigten 


Nach 8 6 Abi. 2 FeuerſchSt DB iſt 8 23 Verſ Std 
entſprechend anwendbar. Auch bei der Feuerſchutzſteuer 
gelten demnach die Vorſchriften der 88 10 bis 11 Abſ. 4, 
$$ 12 bis 20 und 22 VeriStDB entſprechend für 
einen Bevollmächtigten, der zur Entgegen⸗ 
nahme des Verſicherungsentgelts ermächtigt iſt. 


Dem inländiſchen Bevollmächtigten eines aus- 
ländiſchen Verſicherers (8 5 Abſ. 2 FeuerſchStG) 
obliegen alle Steuerpflichten auch dann, wenn ihm die 
Steuerentrichtung nicht übertragen iſt. Bei dem 
Bevollmächtigten eines inländiſchen Verſicherers 
iſt, wie bei der Verſicherungſteuer, Vorausſetzung für 
die Anwendung des § 23 VerſStDdB, daß der Bevoll⸗ 
mächtigte zur Entrichtung der Feuerſchutzſteuer er⸗ 
mächtigt iſt. 


$ 23 VerfStDB gilt nicht für den Vermittler, 
der für den Verſicherer lediglich den Abſchluß von 
Verſicherungen vermittelt. 


§ 24 Satz 1 VerfStDB gemäß muß der Ber- 
ſicherungs nehmer, der bei einem Verſicherer, 
der im Inland weder ſeinen Wohnſitz (Sitz) noch einen 
Bevollmächtigten zur Entgegennahme des Verſiche⸗ 
rungsentgelts hat, eine Verſicherung nimmt, den 
Abſchluß der Verſicherung dem Finanzamt unverzüglich 
anzeigen. Das gleiche gilt nach $ 24 Satz 2 VerſSt DB 
für einen inländiſchen Vermittler, der den Abſchluß 
der Verſicherung vermittelt hat. Für die Feuerſchutz⸗ 
ſteuer, die nur vom Verſicherer geſchuldet wird, ſind 
entſpechende Vorſchriften nicht ergangen. Das Finanz⸗ 
amt, das mit der Beſteuerung nach dem Verſicherung⸗ 
ſteuergeſetz befaßt wird, hat auch wegen der Entrichtung 
der Feuerſchutzſteuer das Erforderliche zu veranlaffen. 


Eildienſt⸗ Nachrichten 


Gewerbesteuee für das Neclinungoſalir 
1939 im Land Österreich 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat am 28. Fe⸗ 
bruar 1939 eine Verordnung zur Durchführung des 
Gewerbeſteuergeſetzes im Land Oſterreich für das 
Rechnungsjahr 1939 erlaſſen (RGBl. I S. 376). 


Der Verordnung gemäß treten Hilfswerte 
an die Stelle der in den §§ 9 und 12 des Gewerbe⸗ 
ſteuergeſetzes und in den §§ 18 und 21 der Zweiten 
Verordnung zur Durchführung des Gewerbeſteuer⸗ 
geſetzes bezeichneten Einheitswerte. Die Hilfswerte 
ſind auf den 31. Dezember 1938 zu ermitteln. 


Bei Gewerbetreibenden, die ordnungsmäßig 
Bücher führen, und die für ein Wirtſchaftsjahr, das 
im Kalenderjahr 1938 geendet hat, einen Hauptab⸗ 
ſchluß auf einen anderen Tag als den 31. Dezember 
gemacht haben, ſind die Hilfswerte für den Schluß 
dieſes Wirtſchaftsjahrs zu ermitteln. 


Bei Gewerbetreibenden, die ordnungsmäßig 
Bücher führen, ſind für die Ermittlung der Hilfswerte 
die Wirtſchaftsgüter mit den Werten anzuſetzen, mit 
denen ſie für die Gewinnermittlung nach den Vor⸗ 
ſchriften des Einkommenſteuergeſetzes in den Haupt⸗ 
abſchluß aufzunehmen ſind. Bei nichtbuchführenden 
Gewerbetreibenden find die Hilfswerte nach den 
Grundſätzen des Reichsbewertungsgeſetzes zu er⸗ 
mitteln. 

Bei nichtbuchführenden Gewerbetreibenden iſt der 
Gewinn (abweichend von der Vorſchrift im 89 Ziffer 1 
Satz 1 des Gewerbeſteuergeſetzes) um den Teil des 
Gewerbeertrags zu kürzen, der auf den Grundbeſitz 
entfällt. Gdl. 


Uckundensteuer im Land Österreich 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch die 
Dreizehnte Verordnung zur Einführung ſteuerlicher 
Vorſchriften im Land Oſterreich das Urkundenſteuer— 
geſetz und die Durchführungsbeſtimmungen zum 
Urkundenſteuergeſetz mit Wirkung vom 1. April 1939 
ab im Land Öfterreich in Kraft geſetzt. 


Die öſterreichiſchen gebührenrechtlichen Vorſchrif⸗ 
ten über Rechtsgeſchäfte im Sinn des §1 A3 des Ge⸗ 
bührengeſetzes und über diejenigen ſonſtigen Rechts⸗ 
vorgänge und Urkunden, die unter das Urkunden⸗ 
ſteuergeſetz fallen, treten mit dem gleichen Zeitpunkt 
außer Kraft. Gdl, 


„Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch die 
Zwölfte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher 
Vorſchriften im Land Sſterreich das Kraftfahrzeug- 
ſteuergeſetz vom 23. März 1935 (RGBl. 1 S. 353) mit 
den Durchführungsbeſtimmungen vom 5. Juli 1935, 
die Verordnung über die Befreiung von Arbeits⸗ 
maſchinen von der Kraftfahrzeugſteuer vom 21. De⸗ 


zember 1936 und die Verordnung über Steuererlaß 
für Kraftdroſchkenunternehmer und Unternehmer von 
Mietwagenverkehr mit Perſonenkraftwagen vom 
17. Mai 1938 mit Wirkung ab 1. April 1939 im Land 
Oſterreich in Kraft geſetzt. Gdl. 


Übergang 
zur oednungsmäßigen Buchführung 
Durch die Anordnung des Reihzjtandes 
des Deutſchen Handwerks iſt für Hand⸗ 
werksbetriebe die Buchführungspflicht ab 1. 4. 
1938 vorgeſchrieben, desgleichen hat der Leiter der 
Wirtſchaftsgruppe Einzelhandel durch 
Anordnung vom 1. 10. 1938 beſtimmt, daß die Mit⸗ 
glieder dieſer Wirtſchaftsgruppe verpflichtet ſind, ab 
1. 1. 1939 Bücher zu führen. Die Einrichtung einer 
ordnungsmäßigen Buchführung hat für die Angehö⸗ 
rigen dieſer Wirtſchaftsgruppen zur Folge, daß nun⸗ 
mehr der ſteuerpflichtige Gewinn durch Vermö⸗ 
gensvergleich, d. h. durch Gegenüberſtellung 
des Anfangs⸗ und Schlußvermögens unter Berückſich⸗ 
tigung der Einlagen und Entnahmen zu berechnen iſt. 
Hierbei muß immer wieder darauf hin⸗ 
gewieſen werden, daß im erſten Jahr der 
Beſteuerung nach 8 4 Abſatz 1 (Vermö- 
gensvergleich) die bisher nicht er faß⸗ 
ten Schwankungen im Betriebsver⸗ 
mögen zu berückſichtigen ſind. 


Beiſpiel: 


Am 1. 1. 1939 beſitzt das Einzelhandelsunter⸗ 
nehmen, welches bisher nach den Uberſchüſſen 
verſteuert worden iſt, Kundenaußenſtände in Höhe 
von rund 36000 RM und Lieferantenſchulden in 
Höhe von rund 6000 RM. Da bei der Gegenüber⸗ 
ſtellung der Betriebseinnahmen und Betriebsaus- 
gaben dieſe Poſten für die Vergangenheit nicht 
ſteuerlich erfaßt worden ſind, muß der Überſchuß der 
Außenſtände über die Schulden, in vorſtehendem 
Beiſpiel 30000 RM, dem bilanzmäßigen 
Gewinn des Geſchäftsjahrs 1939 (Kalenderjahr) 
hinzugeſetzt werden. 


Im Urteil vom 7. 12. 1938 VI 774/37 beſtätigt 
der Rc feine bereits im Urteil vom 15. 9. 1937 
VI A 532/37 vertretene Auffaſſung, daß dieſe 
außerbilanzmäßigen Berichtigungen erfolgen 
müſſen. 


Der RFH weiſt darauf hin, daß der Übergang in 
der Gewinnberechnungsart von $ 4 Abſ. 3 nach $ 4 
Abſ. 1 EStG nicht dazu führen dürfe, Einnahmen der 
Beſteuerung endgültig zu entziehen. Daher dürfe das 
laufende Steuerjahr nicht für ſich allein betrachtet 
werden; es müßten auch die früheren Jahre berück⸗ 
ſichtigt werden. Aus dieſem Grunde müßten die bei 
der Überſchuß berechnung bisher nicht er⸗ 
faßten Forderungen und Schulden bei der Gewinn⸗ 
ermittlung für 1935 außerbilanzmäßig zugerechnet 
werden. Car. 
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Keine erweiterte Bewertungsfreiheit 
für tandwictschaftliche Nebenbetriebe 

Um dem Landwirt die Anſchaffung moderner 
Maſchinen zur ertragreicheren Bodenbewirtſchaftung 
zu erleichtern, iſt durch den Runderlaß vom 6. 8. 1938 
S 2134 — 252 III (RStBl. 1938 S. 770) den Land⸗ 
wirten die ſteuerliche Vergünſtigung der Bewertungs⸗ 
freiheit gewährt. Danach kann in land- und 
forſtwirtſchaftlichen Betrieben die Be— 
wertungsfreiheit für das geſamte bewegliche 
tote Inventar und für Gärfutterbehälter, Gülle⸗ 
anlagen, ortsfeſte landwirtſchaftliche Maſchinen und 
für Einbaumotoren aller Art in Anſpruch genommen 
werden. Es iſt zweifelhaft geworden, ob dieſe erwei⸗ 
terte Bewertungsfreiheit auch für Anlagegüter in den 
land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Neben betrieben 
beſteht. 

Die Bewertungsfreiheit gilt nach den Ausfüh⸗ 
rungen des Reichsminiſters der Finanzen im Ab- 
ſchnitt IT des Runderlaſſes vom 18. 10. 1938 S 2134 
— 269 III (RStBl. 1938 S. 949) nur für Wirtſchafts⸗ 
güter des land⸗ und forſtwirtſchaftlichen 
Anlagevermögens. Wie der Reichsminiſter 
der Finanzen in einem Einzelfall entſchieden hat, ge⸗ 
hört zum land- und forſtwirtſchaftlichen Anlagever⸗ 
mögen in dieſem Sinn nicht das einem landwirt- 
ſchaftlichen Nebenbetrieb dienende Anlagevermögen. 
Die Bewertungsfreiheit kann alſo für Wirtſchafts⸗ 
güter, die einem land- und forſtwirtſchaftlichen Neben⸗ 
betrieb dienen, nicht in Anſpruch genommen werden. 

Landwirtſchaftliche Nebenbetriebe dienen dem 
Zwecke, die Erzeugniſſe des landwirtſchaftlichen 
Hauptbetriebs zu verwerten oder den Hauptbetrieb 
durch Gewinnung von Bodenſubſtanz wie Kies, Sand 
uſw. zu fördern, alſo die Rentabilität des landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebs zu erhöhen. Mit der eigentlichen 
landwirtſchaftlichen Tätigkeit, aus dem Boden die für 
eine Nahrungsmittelverſorgung notwendigen Güter 
zu gewinnen, haben ſie unmittelbar nichts zu tun. 
Gewiſſe Arten von Nebenbetrieben (3. B. Molkereien) 
ſind zwar für die deutſche Volkswirtſchaft äußerſt 
wichtig. Das trifft aber auch zu, wenn ein Betrieb 
mit gleichen Aufgaben nicht landwirtſchaftlicher 
Nebenbetrieb, ſondern ein ſelbſtändiger gewerblicher 
Betrieb iſt. Für gewerbliche Betriebe gilt die erwei⸗ 
terte Bewertungsfreiheit nicht. Es wäre deshalb nicht 
gerechtfertigt, die landwirtſchaftlichen Nebenbetriebe 
beſſer zu ſtellen. — g — 


Feldinventar in laud- 
und forstwietschaftlichen Betrieben 

Die fteuerliche Behandlung der Entſchädigungen, 
die bei Übernahme eines landwirtſchaftlichen Betriebs 
für das Feldinventar (im Boden befindliche Saat, 
Dünger u. dgl.) gezahlt werden, iſt im Runderlaß des 
Reichsminiſters der Finanzen vom 23. 7. 1938 
S 2141 — 70 III (RStBl. 1938 S. 721) geregelt. Dort 
iſt u. a. auch die Frage behandelt, wann der Anſatz 
eines Beſitzpoſtens für die eigenen Feldbeſtellungs⸗ 
koſten in einem Anfangsrumpfwirtſchaftsjahr zu⸗ 
läſſig iſt. 


Es ſind Zweifel darüber entſtanden, wie zu ver⸗ 
fahren iſt, wenn der Landwirt in ſeiner Vermögens⸗ 
überſicht einen Beſitzpoſten für gezahlte Ent. 
ſchädigungen für Feldinventar oder für 
eigene Feldbeſtellungskoſten führt, der 
nach der durch den Erlaß vom 23. 7. 1938 geſchaffenen 
Rechtslage aber nicht mehr gebildet werden darf. 

Die Behandlung des Beſitzpoſtens „gezahlte Ent⸗ 
ſchädigung für Feldinventar“ ergibt ſich aus dem 
Sinn der durch den Erlaß getroffenen Regelung. 
Danach dürfen Entſchädigungen für Feldinventar den 
Gewinn in keiner Weiſe beeinfluſſen. Das gilt für 
den, der die Entſchädigung zu zahlen hat, ebenſo wie 
für den, der die Entſchädigung erhält. Deshalb ſind 
derartige Entſchädigungen betreffende Beſitzpoſten 
nach einer Entſcheidung des Reichsminiſters der 
Finanzen über Kapitalkonto aufzulöſen. Daß 
diejenigen Landwirte, die eine von ihnen gezahlte 
Entſchädigung im Jahr der Übernahme der Pacht (vor 
der neuen Regelung) als Betriebsausgabe verbucht 
haben, ohne einen entſprechenden Beſitzpoſten in ihre 
Schlußbilanz eingeſetzt zu haben, vielleicht einen 
ſteuerlichen Vorteil gegenüber den Landwirten gehabt 
haben, die die Entſchädigungszahlung aktiviert haben, 
kann dabei nicht berückſichtigt werden. Wenn einzelne 
Steuerpflichtige einen Vorteil erreicht haben, der nach 
der heute vom Reichsminiſter der Finanzen ver⸗ 
tretenen Auffaſſung über die Auslegung des § 4 Abf. 1 
letzter Satz EStG nicht zuläſſig war, ſo begründet das 
für die übrigen Steuerpflichtigen keinen Anſpruch auf 
eine gleichartige Vergünſtigung. 

Nicht ſelten haben Pächter bei Übernahme der 
Pacht dem Eigentümer eine Entſchädigung für das 
übernommene Feldinventar zu zahlen, ohne daß ſie 
bei Beendigung des Pachtverhältniſſes eine gleiche 
Entſchädigung fordern können. In dieſen Fällen iſt 
die zu Beginn der Pachtung gezahlte Entſchädigung 
eine zuſätzliche Pachtzahlung. Eine der- 
artige Entſchädigung iſt nach der Entſcheidung des 
Reichsfinanzhofs vom 18. 11. 1937 (RStBl. 1938 
S. 107) auf die Dauer der Pachtzeit gleichmäßig zu 
verteilen. Das gilt auch noch in Zukunft. 

Iſt ein Pachtverhältnis mit einem Rumpf⸗ 
wirtſchafts jahr begonnen worden, dann hatte 
der Pächter bisher die Möglichkeit, die eigenen Feld⸗ 
beſtellungskoſten im Anfangsrumpfwirtſchaftsjahr bei 
Ermittlung des laufenden Gewinns abzuziehen oder 
aber ſie durch Bildung eines Ausgleichspoſtens in der 
Bilanz auf das Endrumpfwirtſchaftsjahr zu über- 
tragen. Dieſe Koſten minderten dann den Gewinn 
des Endrumpfwirtſchaftsjahrs. Dieſe Möglichkeit iſt 
durch den Runderlaß vom 23. 7. 1938 eingeſchränkt. 
Danach kommt der Anſatz eines Beſitzpoſtens für 
eigene Feldbeſtellungskoſten des Pächters nur in Be⸗ 
tracht, wenn der Pächter die Pachtung im Laufe eines 
Wirtſchaftsjahrs übernimmt und die Pachtung ſpäter 
zu einem der Übernahme entſprechenden Zeitpunkt 
abzugeben hat. Sind früher Ausgleichspoſten ge⸗ 
bildet, die nach dieſer Regelung nicht mehr zuläſſig 
wären, dann ſind dieſe Ausgleichspoſten trotzdem 
unverändert fortzuführen. Sie ſind alſo — anders 
als die Beſitzpoſten für Feldinventar — erſt zum 
Schluß des Pachtverhältniſſes zu Laſten 
des laufenden Gewinns im letzten Wirt⸗ 
ſchaftsjahr (Rumpfwirtſchaftsjahr) aufzulöſen. — e. 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


Geld, Kredit und ölfentliche Finanzen 

Anleiheſtockgeſetz im Land Sſterreich. Der Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſter hat durch Verordnung vom 28. Fe⸗ 
bruar 1939 (RGBl. 1 S. 363) das Anleiheſtockgeſetz 
vom 4. Dezember 1934 in der Faſſung des Geſetzes vom 
9. Dezember 1937 mit den Durchführungsverordnun⸗ 
gen im Land Hiterreich eingeführt. 

Der Verordnung gemäß haben Aktiengeſell⸗ 
ſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und Ge⸗ 
ſellſchaften mit beſchränkter Haftung beim Vorliegen 
der geſetzlichen Vorausſetzungen erſtmals einen An⸗ 
leiheſtock aus dem Gewinn des erſten Geſchäftsjahrs 
nach der Umſtellung (Abſchnitt II der Umſtellungs⸗ 
verordnung) zu bilden. Kapitalgeſellſchaften anderer 
Art, auf die das Anleiheſtockgeſetz Anwendung findet 
und für die ein feſtes Geſellſchaftskapital vorgeſchrieben 
iſt, haben einen Anleiheſtock für das erſte Geſchäftsjahr 
zu bilden, für das die Eröffnungsbilanz nach Ab⸗ 
ſchnitt! der Umſtellungsverordnung vom 2. Auguſt 
1938 maßgebend iſt. Gewerkſchaften und andere Kapi⸗ 
talgeſellſchaften, auf die das Anleiheſtockgeſetz Anwen⸗ 
dung findet und für die ein feſtes Geſellſchaftskapital 
nicht vorgeſchrieben iſt, haben beim Vorliegen der 
geſetzlichen Vorausſetzungen erſtmals einen Anleihe⸗ 
ſtock zu bilden für das Geſchäftsjahr, über deſſen Ge⸗ 


Der Geldmarkt im Jahr 1938. Die Zunahme der 
Beſchäftigung und des Volkseinkommens und die Rück⸗ 
gliederung der Oſtmark und des Sudetenlandes haben 
im Jahr 1938 zu einer weiteren Steigerung des Geld⸗ 
verkehrs geführt. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und 


Statiſtik“ ergibt ſich für die Entwicklung des bargeld⸗ 
loſen Zahlungsverkehrs der Reichsbank und im Poſtſcheck⸗ 
dienſt das folgende Bild in Milliarden Reichsmark: 


ab 
Giroverkehr ie Poſtſcheck⸗ 
8 außerhalb NE 
Reichsbank] in Berlin Berlins auf. Laſtſchriften 


Milliarden RM 


1 503,6 | 24,0 28,2 | 522| 50,6 
1934. 555,4 25,2 33,1 58,2 585 
195 640,5 | 23,7 35,1 [58,8 64.1 
1936. 7130 24,1 37,7 61,7 70,7 
1937. 853,6 | 29,0 42,0 71,0 808 
1888 10683 | 32,4 46,3 | 78,7| 103,9 


Wechſel und Lombard 


el anne 


winnverteilung Beſchluß gefaßt wird, nachdem ein 
Einheitswertbeſcheid nach den Vorſchriften des Reichs⸗ 
bewertungsgeſetzes ergangen iſt. 

Das Geſchäftsjahr, für das erſtmals ein Anleihe⸗ 
ſtock gebildet iſt oder beim Vorliegen der geſetzlichen 
Vorausſetzungen ein Anleiheſtock zu bilden wäre, gilt 
als das fünfte der ſechs Geſchäftsjahre, auf die das 
Anleiheſtockgeſetz anzuwenden iſt (§ 11 Anleiheſtock⸗ 
geſetz). 

Anderungen im Nennbetrag des Geſellſchafts⸗ 
kapitals, die ſich aus der Umſtellung ſelbſt ergeben, 
werden weder als Kapitalherabſetzungen § 3 Satz 3 
des Anleiheſtockgeſetzes gemäß behandelt, noch bedürfen 
fie als Kapitalerhöhungen der Genehmigung nach 
Artikel 4 Abſatz 4 der Durchführungsverordnung vom 
27. Februar 1935. Die Ausgabe junger Aktien, Ge⸗ 
nußſcheine und ähnlicher Rechte aus Anlaß der Zu⸗ 
führung neuen Kapitals in die Geſellſchaft iſt auch 
dann genehmigungspflichtig, wenn ſie zugleich mit der 
Umſtellung beſchloſſen wird. 

Eine Geſellſchaft, die in dem der Umſtellung vor⸗ 
ausgehenden Geſchäftsjahr einen Gewinn von mehr 
als 6 v. H. verteilt, darf auf das umgeſtellte Geſell⸗ 
ſchaftskapital mindeſtens 6 und höchſtens 8 v. H., jedoch 
keinen höheren Betrag als im Vorjahr bar ausſchütten. 


Der Geldumlauf zeigt im Jahresdurchſchnitt das 
folgende Bild in Millionen Reichsmark: 
Reichs 


bank⸗ 
noten 


Privat-] Renten» 


bank. fanımen ‚Münzen 


noten in v. H. 


burt 
Privat ⸗ Waren Lombard 
ſchnitt | Tagesgeld distont wechsel Diskentſatz ſatz 


Anteil von 


Wechſel 
Schatz⸗ und 
anwei- zuſammen Lombard 
ſungen in v. H. 
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Deutſches Kreditabkommen im Land Sſterreich. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter hat durch Verordnung 
vom 28. Februar 1939 (RGBl. S. 364) das Recht der 
deutſchen Kreditabkommen im Land Oſterreich ein⸗ 
geführt. Die eingeführten Verordnungen gelten ſinn⸗ 
gemäß auch für das am 23. November 1938 abge⸗ 
ſchloſſene Zuſatzabkommen zum deutſchen Kreditabkom⸗ 
men von 1938. 


* 


Zündwarenſteuergeſetz im Land Öfterreich und im 
Sudetenland. Der Reichsminiſter der Finanzen hat 
durch Verordnung vom 18. Februar 1939 (RGBl. I 
S. 325) das Zündwarenſteuergeſetz vom 9. Juli 1923 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 26. Januar 
1939 mit der Durchführungsverordnung vom 7. Fe⸗ 
bruar 1939 im Land Öfterreich und im Sudetenland 
mit Wirkung ab 1. April 1939 in Kraft geſetzt. 

Durch eine weitere Verordnung vom 20. Februar 
1939 (RGBl. J S. 326) iſt das Bündwarenmonopol- 
gefe vom 29. Januar 1930 mit den dazu erlaſſenen 
Durchführungsbeſtimmungen mit Wirkung vom 
1. April 1939 im Land Öfterreich eingeführt worden. 
82 der Verordnung gemäß treten die in Oſterreich 
und im Sudetenland beſtehenden Zündholzfabriken zu 
der deutſchen Gruppe der in der deutſchen Zündwaren⸗ 
monopolgeſellſchaft zuſammengeſchloſſenen Unter⸗ 
nehmer. 


Wechſelproteſte im Dezember und im Jahr 1938. 


Anzahl Betrag in Durcnſchnitts⸗ 
ins. 1000 RM betrag je 
geſamt insgeſamt Wechſel in ARM 
Dezember 1987 41 514 5557 134 
Dezember 1938 34 071 5502 161 
Kalenderjahr 1937 567 291 75 998 134 
Kalenderjahr 1938 462 513 64 972 140. 


Zwangsverſteigerung land- und forſtwirtſchaft⸗ 
licher Grundſtücke im dritten Vierteljahr 1938. Nach 
Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich 
für die durchgeführten Zwangsver— 
ſteiger ungen land⸗ und forſtwirtſchaftlicher 
Grundſtücke das folgende Bild: 


Geſamtzahl Geſamtfläche 


Drittes Vierteljahr 1937.) 480 2 413 ha 
Drittes Vierteljahr 1938 378 2 886 ha 
Veränderung im dritten 

. — 102 + 473 ha. 


Vierteljahr 1938. 
) Berichtigt. 


* 


Spareinlagen im Januar 1939. Es ergibt ſich das 
folgende Bild in Millionen Reichsmark: 


1938 1939 
Einzahlungen 721,7 835,5 
Auszahlungen 510,6 561.9 
Einzahlungsüberſchu 211,1 273,6 
Binsgutfäriften ........ 220,5 230,5 
S 431,6 504,1 
Einzahlungen Auszahlungen 
Dezember 1938 614,4 540,8 
Sanuard 1039 835,5 561,9 
d nehme A So 21,1. 


Stand der Geſamteinlagen (Spar. und 
Kontokorrenteinlagen) am Schluß der Monate in 
Millionen Reichsmark: 


Jana gs Bay a I 11 664,5 
Na USD 14 590,3 
Tü Oay 16 964,7 
Jana sss 8 18 798,0 
Pata en 21 175,9 


Industeie 
Ausfuhr von Perſonenkraftwagen nach den wich⸗ 


tigſten europäiſchen Ländern im Jahr 1938. Ent⸗ 
wicklung in Stück: 


1936 1937 1938 
Belgien 8 850 6770 7282 
Dänemark. . 2805 3817 5796 
Finland? 81 444 461 
Frankreich. 397 3888 399 
Großbritannien. 476 5418 3 087 
Iriſcher Freiſtaat . 73 228 129 
Jugoſlawien 781 0d 1 722 
Niederlande 1530 2 870 3012 
Norwegen 1097 2559 3 205 
Oſterreich 116 203 — 
Polen 912 2221 8114 
Portugal 461 694 707 
Rumänien. 648 1114 1121 
Schweden 3001 7301 12571 
Schweiz 2 521 3 520 3 291 
Ungarn. 1558 2335 2818 


Großdeutſchlands Außenhandel mit Kraftfahr⸗ 
zeugen im Jahr 1938. Entwicklung in 1000 Reichs⸗ 
mark: 


Ausfuhr Einfuhr 
Perſonenkraftwagen . 81271 8 981 
Fahrgeſtelle 5 828 2 826 
Karoſſerien 373 86 
Laſtkraftwagen . 48 200 5 888 
Zugmaſchinen 13 949 98 
Krafträder. . 14 314 341 
Insgeſamt . 163 985 12 620, 


Erzeugung von Perſonenkraftwagen und Laft- 
kraftwagen wichtiger Länder im Jahr 1938. Entwick⸗ 
lung in vom Hundert der Welterzeugung: 


1936 1937 1938*) 
Deutſchland . 52 5,2 8,5 
Oſterreich . 0,1 0,1 0,2 
Amerika 76,5 82,6 63,9 
Kanada „ 106 3,6 3,9 
Gußlan g SEES 8,5 10,9 
Frankreich.. 85 38,4 4,9 
Stalter ers 0 1,0 177 
Sowjetrußland . 24 8,4 5,1. 


*) Teilmeife Schätzung. 


* 


Meßziffern der Preiſe für Kraftfahrzeuge im 
Jahr 1938. Entwicklung (1925 — 100): 


Jahres⸗ Perſonen⸗ Laſt⸗ 

durch⸗ kraft⸗ kraft⸗ Kraft» 

ſchnitt wagen wagen räder 
1934 48,7 64,2 63,1 
1935 48,1 63,2 52,8 
1936 46,1 62,9 52,6 
1937 44,5 63,5 52,3 
1938 44,7 63,9 52,5. 
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Deutſche Kraftfahrzeuginduſtrie im Jahre 1938. 
Für die Erzeugung und den Abſatz von Kraftfahr⸗ 
zeugen ergibt ſich das folgende Bild (in Stück): 


Geſamterzeugung Geſamtabſatz 

1937 1938) 1937 19381) 

Perſonenkraftwagen 269005 276592 267 910 275 690 
Laſtkraftwagen und 

Kraftomnibuſſe 62 404 64127 62 845 63196 

Schlepper 18 025 24 636 17959 24 148 

Krafträdere) 159 815 190 018 171 239 188 526 

Dreiradfahrzeuge 14116 14906 14655 14781 

Sonderfahrzeuge 1364 1 650 1896 1843, 


1) Vorläufige Ergebniſſe. — ) Geſamtabſatz einſchließ⸗ 
lich Dreiradkraftfahrzeuge. 


Erſtmalige Zulaſſung von Kraftfahrzeugen im 
vierten Kalendervierteljahr 1938. Entwicklung in Stück: 


Okt. Nov. Dez. Okt. Nov. Dez. 

Perſonenkraft⸗ 1937 1937 1937 1938 1938 1938 
Wagen 19 152 15 883 15 130 17971 18 388 17 200 
Laſtkraftwagen 5550 5062 5055 4881 5 308 4637 
Kraftomnibuſſe 98 81 e 21 
Krafträder 16 710 11 806 8 459 19 002 16 182 10 829 
Zugmaſchinen .. 1162 1072 950 2343 2 731 2 003 
Insgeſam 42 672 33 904 29 663 44 318 42 754 34 790 

* 
Erſtmalige Zulaſſung von Kraftfahrzeugen 


(ohne Reichsbahn und Reichspoſt) im Jahr 1938. 
Entwicklung in Stück: 


1937 1938 
(ohne leinſchließlich 
Oſterreich) Sſterreich) 

Perſonenkraftwagen 216 849 224 623 
Laſtkraftwagen 57 659 63 575 
Kraftomnibuſſe 1998 2271 
Krafträder. 234 639 271 866 
Zugmaſchinen 11.008 20 807 
Insgeſamt 522 150 583 142. 


Von den 583 142 Kraftfahrzeugen, die im Jahr 1938 
im Deutſchen Reich (ohne die ſudetendeutſchen Ge⸗ 
biete) erſtmalig zugelaſſen wurden, entfielen 22 840 
Fahrzeuge auf Oſter reich. 


“ 


Beſtand an Kraftfahrzeugen am 31. Dezember 
1938. Entwicklung (in Stück): 


1. 7. 1938 31. 12. 1938 
Perſonenkraftwagen . 1 305 608 1 395 561 
Kraftomnibuſſe 20 792 21717 
Laſtkraftwagen 400 288 422 818 
Zugmaſchinen 54 943 67 225 
Krafträder 1 582 872 1 689 695 
Insgeſamt . 3 364 503 8 596 516. 


* 


Deutſche Roheiſengewinnung im Januar 1939. 
Entwicklung der Roheiſengewinnung einſchließlich der 
Oſtmark (in Tonnen): 


Oktober 


1938 . 1611 077 
November 1938 . 1601 301 
Dezember 1938 1 595 752 
Januar 19309 1632 788. 


Kohlenförderung im Jahr 1938. Entwicklung in 
1000 Tonnen: 


19371) 19382) 
Steine 184513 186 179 
Brauntohlesese . zu 184 709 194 959 
o 40 921 43 511 
Preßkohle aus Steinkohle 6 786 6 897 
Preßkohle aus Braunkohle 41 951 44 007. 


1) Endgültige Ergebniſſe. — ) Vorläufige Ergeb- 
niſſe nach der Monatsſtatiſtik. 


Steinkohlenförderung der Welt im Jahr 1938. 
Entwicklung in Millionen Tonnen: 


1937 1938 
Amerika. 446,6 351,0 
England 245,1 231,9 
Deuticdland*) . 184,7 187,0 
Sowjetrußland 104,6 108,9 
Japan 51.0 53,0 
Frankreich 44,3 46,5 
Polen 86,2 40,0 
Belgie: 0... 28,7 29,6 
Britiſch⸗Indien 22,6 25,8 
Südafrikaniſche Union 15,2 15,9 
Tſchecho⸗Slowaki 16,9 13,5 
Holland 14,3 13,5 
Übrige Ländern 78,8 77,8 
Weltförderung 1 290,0 1 193,9. 


*) Einſchließlich Saarland und Oſterreich, 

ab Oktober 1938 auch einſchließlich Sudeten⸗ 

land. 
Deutſchlands Anteil an der Steinkohlenförde⸗ 
rung der Welt im Jahr 1938 betrug 15,7 v. H. 
(14,3 v. H. im Vorjahr). 
Steinkohlenausfuhr der großen Ausfuhrländer 
im Jahr 1938. Entwicklung in Millionen Tonnen: 


1936 1937 1938 
England. . 472 53,0 47,1 
Dentſchland . 28,6 88,6 29,7 
Amerika. 12,6 15,3 12,4 
Polen 11,0 11,5 
Belgien 4,7 4,7 4,6 
Holland 38 4,3 8,5. 


* 


Braunkohlenförderung der Welt im Jahr 1938. 
Entwicklung in Millionen Tonnen: 


1937 1938 
Deutſchland“) 187.9 201,0 
Sowjetrußland 18.0 18.0 
Tſchecho⸗Slowakei 18,0 18,1 
llngarnen.. . See 8,0 8,3 
Jugoflawien 4,6 5,8 
Kanne 3,3 8,3 
Amerika 3,0 2,8 
Bulgaren 1,8 2,0 
Rumänien 1,9 2,1 
Italien 1.1 1.8 
Frankreich 1.0 1.0 
Übrige Länder 5,0 62 
Weltförderung 253,6 264, 4. 


u) Einschließlich Oſterreich, ab Oktober 1938 

auch einſchließlich Sudetenland. 
Deutſchlands Anteil an der Braunkohlenförde⸗ 
rung der Welt im Jahr 1938 betrug 76,0 v. H. (im 
Vorjahr 74,1 v. H.). 
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Erdölerzeugung im Jahr 1938. Entwicklung in 
Tonnen: 

Januar bis Dezember 1937 

Januar bis Dezember 1938 

Die Erdölerzeugung hat ſich im Jahr 1938 gegen⸗ 
über 1937 um 22,6 v. H. erhöht. 


Deutſchlands Einfuhr von Holzöl aus China, Bra⸗ 
ſilien, Siam und Hongkong im Jahr 1938. Entwicklung 
in 1000 Reichsmark: 


(— 2 


1937 1988 
i erer 4172 6 070 
ee e 173 15 
Staa . 4 — 
Hongkong 14 — 
ngen 4 368 6.085. 


Bautätigkeit im Jahr 1938. Für den geſamten 
Wohnungsbau Neubau, einſchließlich Umbau, An⸗ 
bau, Aufbau) in den Groß⸗ und Mittelſtädten ergibt ſich 
das folgende Bild: 


1937 1938 
Bauerlaubniſſ 129 701 145 759 
ue 117 963 129 278 
Bauvollendungen 146 078 121 158. 


Stromerzeugung im Dezember 1938. Nach Mittei⸗ 
lung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ hat ſich die Strom- 
erzeugung von 122 erfaßten Werken wie 
folgt entwickelt (in Millionen Kilowatt): 


November 1938 
Dezember 1938 


Die Stromabgabe an gewerbliche Ver 
braucher von 103 Werken hat ſich wie folgt 
entwickelt (in Millionen Kilowatt): 


Oktober 1938 
November 1938 


eee eee ee 


7 


Gaserzeugung im Dezember 1938. Die Gaserzeu⸗ 
gung und der Bezug von Kokereigas haben ſich wie folgt 
entwickelt (in Millionen Kubikmeter): 


November 1938 2 san. nam rates EN 
F 375. 


Kaliſalzherſtellung im Jahr 1938. Die Herſtellung 
von Kaliſalzen im Jahr 1938 lag mit 5 190 000 Tonnen 
um 1,3 b. H. über der vorjährigen. Der Reinkaliinhalt 
iſt um 10,1 v. H. auf 1 861 000 Tonnen geſtiegen. 


Handel - Gewerbe - Handwerk 

Beaufſichtigung der privaten Verſicherungsunter⸗ 
nehmungen im Land Eſterreich. Der Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter hat eine Reihe von Vorſchriften über die Be⸗ 
aufſichtigung von privaten Verſicherungsunternehmun⸗ 
gen durch Verordnung vom 28. Februar 1939 (RG Bl.! 
S. 365) im Land Öfterreich eingeführt. 

Artikel III der Verordnung gemäß geht die Auf⸗ 
ſicht über die in Oſterreich zum Geſchäftsbetrieb zu⸗ 
gelaſſenen Verſicherungsunternehmungen auf das 
Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherung über. 


Apothekenrecht im Land Oſterreich. Der Reichs⸗ 
miniſter des Innern hat durch Verordnungen vom 
27. Februar 1939 (RGBl. 1 S. 388) die Reichs⸗ 
apothekerordnung und das Geſetz über die Verpach⸗ 
tung öffentlicher Apotheken im Land Oſterreich mit 
Wirkung vom 1. März 1939 ab in Kraft geſetzt. 


Werbeumſätze im Jahr 1938. Für die Entwicklung 
der Werbeumſätze ergibt ſich das folgende Bild (1934 
= 100): 


Werbemittel Jahresdurchſnchitt 
1934 1935 1936 1937 1938 
Anzeigen in: 
Zenn nenn 100,0 104,8 113,1 124,5 135,1 
Arier en 100,0 110,8 126,3 138,1 146,9 
nſchriftenbüchern und 
Kalendern 100,0 112,8 141,6 158,2 180,8 
Bogenanfdlag ........ 100,0 101,8 107,8 119,8 128,8 
Verkehrsmittelwerbung 100,0 106,5 109,7 100,6 106,4 
Werbefilme und Steh: 
err 20.0 141,9 132,8 158,8 183,8 


Werbeumſätze geſamt 100,0 107,5 118,1 129,2 189,8, 


Verkehr und Veranstallungen 


Leipziger Frühjahrsmeſſe 1939, Auf der Leip⸗ 
ziger Frühjahrsmeſſe 1939 (Beginn 5. März) werden 
erſtmals die Ausſteller des Altreichs mit den Fabri- 
kanten der Oſtmark und der ſudetendeutſchen Gebiete 
Großdeutſchland vertreten. Das öſterreichiſche An⸗ 
gebot umfaßt insbeſondere die berühmten Wiener 
Lederwaren, Textilien, Keramik- und Glaserzeugniſſe 
und kunſtgewerbliche Arbeiten. Die ſudetendeutſchen 
Ausſteller werden die weltbekannten Glas- und Ke⸗ 
ramikwaren, Muſikinſtrumente, Spielwaren und die 
Erzeugniſſe der Textilinduſtrie zeigen. Auch das Aus⸗ 
land iſt, wie in den Vorjahren, mit zahlreichen 
Schauen und Einzelausſtellungen vertreten. Die 
23 Meßhäuſer der Muſtermeſſe in der Innenſtadt und 
die 20 großen Hallen auf dem Gelände der Großen 
Techniſchen Meſſe und der Baumeſſe ſind bis auf den 
letzten Platz belegt. Insgeſamt werden über 300 000 
Einkäufer erwartet. — Die gewaltige Schau der 
Deutſchen Technik auf der Leipziger Meſſe wird durch 
Tagungen und Vortragsveranſtaltungen wirkungs⸗ 
voll ergänzt. Die wichtigſten Veranſtaltungen dieſer 
Art ſind: 
Baumeſſetagung .. 
Behörden⸗Einkäufer⸗Tagung 8 
Kolonialtechniſche Tagung 
Betriebstechniſche Tagung 
Meſſekundgebung der Deutſchen 

Technik in der Alberthalle 
Wiſſenſchaftliche Gießereitagung 


* 


. am 6. und 7. März 
am 8. und 9. März 
am 9. März 
am 10. und 11. März 


am 12. März 
am 13. März. 


Fernſprechdienſt mit Belgien, Danzig, den Nie⸗ 
derlanden und Polen. Vom 1. März 1939 an find die 
ſudetendeutſchen Gebiete in den Fernſprechgebühren⸗ 
tarif des Altreichs mit Belgien, Danzig und den 
Niederlanden eingegliedert worden. — Im Fern⸗ 
ſprechverkehr zwiſchen Polen und den an Polen gren⸗ 
zenden Teil des ſudetendeutſchen Gebiets wurden die 
ermäßigten Gebühren des Grenzfernſprechdienſtes 
eingeführt. 
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Fremdenverkehr im Dezember 1938, Die günftige 
Entwicklung des Fremdenverkehrs hielt auch im letzten 
Monat des Jahres 1938 an. In 1181 Berichtsorten 
Großdeutſchlands wurden insgeſamt gemeldet: 


Veränderung im 


November Dezember Dez. 1938 gegen⸗ 
1938 193 


8 über Li 1937 
in v. H. 
Fremdenmeldungen 1567 802 1406 448 +14 
darunter für 
Auslandsfremde. 70 515 68 538 — 8 
Fremden⸗ 8 
übernachtungen. 4512 000 4 251 000 +15 
darunter für 
Auslandsfremde 238 000 277 000 — 4. 
* 
See- und Binnenſchiffahrtsfrachten im vierten 


Vierteljahr 1938. Die Meßziffer der Seefrachten 
hat ſich wie folgt entwickelt (1913 — 100): 


Oklobher 108 72,6 
November 193393 71.2 
eee e eee 69,6. 


Für die Meßziffer der Binnenſchiffahrts⸗ 
frachten ergibt ſich das folgende Bild (1913 = 100): 
Oktober 1 0 9 Dezember 

L 


Alle Waſſerſtraßen ... 106,7 120,7 115,9 
Nine 107,7 131.1 122,1 
Elbe-Oder:Gebiet .... 107,3 107,2 109,7. 


Arbeit und Soziales 

Wohnungs- und Siedlungsweſen im Land Sſter⸗ 
reich. Der Reichsarbeitsminiſter hat durch Verordnung 
vom 28. Februar 1939 (RGBl. 1 S. 382) eine Reihe 
von Vorſchriften auf dem Gebiet des Städtebaus, des 
Wohnungs- und Siedlungsweſens im Land Sſterreich 
mit ſofortiger Wirkung eingeführt. 


* 


Eheſtandsdarlehen im vierten Vierteljahr und im 
Kalenderjahr 1938. Im vierten Vierteljahr 1938 
wurden im Altreich auf Grund des Geſetzes zur 
Förderung der Eheſchließungen 69 222 Ehe⸗ 
ſtands darlehen ausgezahlt. In 70 713 Fäl⸗ 
len wurden Erlaſſe von Darlehnteilen 
für lebendgeborene Kinder gewährt. Die 
Zahl der ausgezahlten Eheſtandsdar⸗ 
lehen war gegenüber dem vierten Vierteljahr 1937 
um 13 470 größer. Die Zahl der Geburten aus 
Ehen, die mit Eheſtandsdarlehen geſchloſſen worden 
waren, nimmt weiterhin ſtändig zu; ſie 
war um 13 353 größer als im vierten Viertel⸗ 
jahr 1937. — Im Land Oſterreich wurden im 
vierten Vierteljahr 1938 7854 Eheſtandsdarlehen aus⸗ 
gezahlt und 855 Darlehnserlaſſe gewährt. — Es er⸗ 
gibt ſich das folgende Bild: 


Ausgezahlte Erlaſſe von Dar ⸗ 


Sheltande- . ebenpgeberene 
Kinder 
Oktober 1988 23 295 24 820 
November 1938 23 508 93 355 
Dezember 19388 22 419 23 038 
Viertes Vierteljahr 1933 
(Altreih) - » - - . 69 222 70 718 
Viertes Vierteljahr 1938 
(Oſterreich . 7 864 855. 


Entwicklung ſeit 1933: 


Auguſt / Dezember 1933 . 141 559 13 610 
Kalenderjahr 1934 224 619 129 981 
Kalenderjahr 1935 156 822 155 068 
Kalenderjahr 1936 171 460 186 694 
Kalenderjahr 1937 183 556 222 583 
Kalenderjahr 1938 

(Altreich) e 243 691 272 498 
Kalenderjabr 1938 

(Oſterreich) . 18 571 1 062. 


Von Auguſt 1933 bis Ende Dezember 1938 ſind im 
Deutſchen Reich, einſchließlich Saarland und Oſter⸗ 
reich, insgeſamt 1 135 278 Eheſtandsdarlehen zur Aus⸗ 
zahlung gekommen. Die Geſamtzahl der für lebend⸗ 
geborene Kinder gewährten Erlaſſe von Darlehns⸗ 
teilen beträgt bis Ende Dezember 1938 981 427. 


Ernährung und Landwictschaft 

Reichsumlegungsrecht im Land Sſterreich. Der 
Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft hat 
das Umlegungsgeſetz vom 26. Juni 1936, die Reichs⸗ 
umlegungsordnung vom 16. Juni 1937 und die Erſte 
Verordnung zur Reichsumlegungsordnung vom 
27. April 1938 im Land Sfterreich eingeführt (Verord⸗ 
nung vom 28. Februar 1938, RGBl. J S. 379). 


* 


Viehhandel im Land Oſterreich und im Sudeten⸗ 
land. Der Reichsminiſter für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft hat die Verordnung über den Handel mit 
Vieh vom 25. Januar 1937 in Oſterreich und im 
Sudetenland eingeführt (Verordnung vom 28. Februar 
1938, RGBl. I S. 380). 


* 


Einführung des Rechts der Neubildung Deutſchen 
Bauerntums im Land Sſterreich. Der Verordnung 
vom 7. Februar 1939 (RGBl. 1 S. 203) gemäß traten 
am 15. Februar 1939 im Land Oſterreich die folgen⸗ 
den Geſetze in Kraft: 

1. das Geſetz über die Neubildung Deutſchen Bauerntums 
vom 14. Juli 1933, 

2. das Reichsſiedlungsgeſetz vom 11. Auguſt 1919 mit ge⸗ 
ringfügigen Abweichungen, 

3. das Geſetz zur Ergänzung des Reichsſiedlungsgeſetzes 
vom 4. Januar 1935, 

4. die Verordnung über das Vorkaufsrecht nach dem Reichs⸗ 
ſiedlungsgeſetz vom 15. April 1937. 


1. 


Einführung des Geſetzes zum Schutz der land. 
wirtſchaftlichen Kulturpflanzen im Land Oſterreich 
und in den ſudetendeutſchen Gebieten. Durch Ver⸗ 
ordnung vom 13. Februar 1939 (RG Bl. I S. 208) 
wurde das Geſetz zum Schutz der landwirtſchaftlichen 
Kulturpflanzen vom 5. März 1937 im Land Hſter⸗ 
reich und in den ſudetendeutſchen Gebieten in Kraft 


geſetzt. 5 

Vorräte an Getreide, Mehl, Malz und Hülſenfrüchten 
in Mühlen und Lagerhäuſern Ende 1938. Nach Mittei⸗ 
lung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich das fol⸗ 
gende Bild in 1000 Tonnen: 
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Inländ. und ausländ. 
Herkunft, verzollt 


Okt. Nov. Der. 

1938 
Melzer. 4 MEN... 1 593,7 1 704,9 1 953,2 
davon in Mühlen 778,4 808,7 896,0 
„ „ Lagerhäuſern 815,3 896,2 1 057,2 
Weizenbadmehl ............ 159,5 179,8 176,8 
davon in Mühlen 133,8 147,8 146,2 
„ „ »Lagerhäuſern 25,7 31,8 30,6 
Rogg T2. 1 878,6 1 956,5 2 114,4 
davon in Mühlen 704,2 el 771,8 
z . 7. Lagerhäuſern 1 174,4 1 218,8 1 342,6 
Koggenbadmehl ............ 119, 132,3 123,6 
davon in Mühlen 99,1 107,8 103,2 
„ „ Lagerhäuſern 19,9 24,5 20,4 
De ee 232,4 239,1 204,5 
davon in Mühlen 23,5 25,1 25,2 
„ „ Lagerhäuſern 208,9 214,0 179,3 
Verite pe A, re 439,4 408,0 419,8 
davon in Mühlen 63,5 60,9 63,3 
[72 ” Lagerhäuſern 375,9 347,1 856,5 
Sage I er 2,1 2,9 2,8 
Menggetreidee 16,8 19,1 23,8 
PUB 532,0 441,0 393,9 
Eichler ei 8 20,5 20,4 19,0 
ieee 1. 11,2 10,7 14,1 
EEC 9,2 10,8 11.4 


Milcherzeugung im Dezember und im Jahr 1938. 
Die Milcherzeugung im Dezember 1988 betrug im 
Altreich: 


Durchſchnitts⸗ 
„Geſamt⸗ milchertrag 
milcherzeugung je Kuh 


Dezember 1937 . 
November 1933 . 1,57 Milliarden 
Dezember 1988 . 1,89 Milliarden 185 Kilogramm. 


Die Geſamtmilcherzeugung im Jahr 
1938 betrug rund 25 Milliarden Kilogramm, 


der Durchſchnittsmilchertrag je Kuh rund 2 490 Kilo⸗ 
gramm. 


Lebenshaltungskosten 
der Welt im Jahr 1938 


Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ 
ergibt ſich für die Veränderung der Lebenshaltungs⸗ 
koſten in den wichtigſten Ländern der Welt zwiſchen 
Ende 1937 und Ende 1938 das folgende Bild in v. H.: 
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und Wictschaft des Auslandes 
Außenhandel des Altreichs im Januar 1939. Ent⸗ 


wicklung in Millionen Reichsmark (ohne den Waren- 
verkehr mit dem Land Sſterreich): 
Einfuhr⸗(—) 


Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr⸗(＋=) 


Überſchuß 
Dezember 1938. 479,0 485,8 — 6.8 
Januar 1939. 418,6 409,8 ＋ 8,8. 


Die Handelsbilanz Großdeutſchlands ſchließt 
im Januar 1939 mit einem Einfuhrübe rſchuß 
in Höhe von 31,0 Millionen Reichsmark (37,8 Mil⸗ 
lionen Reichsmark im Dezember 1938) ab. 


Deutſchlands Außenhandel mit Südoſteuropa im 
Jahr 1938. Deutſchlands Außenhandel mit Ru- 
mänien, Jugoſlawien, Ungarn, Griechenland, Bul⸗ 
garien und der Türkei hat ſich wie folgt entwickelt (in 
Millionen Reichsmark): 


Deutſchlands 

Ausfuhr Einfuhr Einfuhr⸗(—) 

Kalenderjahr nach aus Ausfuhr⸗(＋) 
Südoſteuropa Überſchuß 
1935 31989 412,5 — 92,6 
1936 454.3 505,4 en 
197 18888 671,8 — 6.0 
1938 (Alt reich). 695, 7 651,9 + 43,8 
1938 (Großdeutjchland‘) 797,8 857,8 — 80,5. 


England. Der Außenhandel mit Deutſchland, 
Amerika und Sowjetrußland im Jahr 1938. Entwick⸗ 
lung in Millionen Pfund: 


1 nach Einfuhr aus 


37 1938 1937 1938 
Deutichland . . 21,6 20,6 36.1 30,2 
Amer fla 3631, 20,5 114,1 117,98 
Sowjetrußland . 31 6.4 29,1 19,5. 


Holland. Deutſch⸗holländiſche Wirtſchaftsverhand⸗ 
lungen. Zwiſchen Deutſchland und Holland finden 
zur Zeit Wirtſchaftsverhandlungen ſtatt. Es handelt 
ſich insbeſondere um Unterhandlungen über ein neues 
Handelsabkommen, da das zur Zeit geltende Ab⸗ 
kommen am 1. April 1939 abläuft. 


Jugoſlawien. Die Einfuhr von Laſtkraftwagen 
aus dem Ausland im Jahr 1938. Entwicklung in 
Stück: 


1937 1938 
Deutſchandd??ñ ü 788 1174 
Alle anderen Länder 83 151 
Insgeſamnt N 821 1825. 


*) Ginſchließlich Oſterreich. 


Der Wert der im Jahr 1938 aus Deutſchland ein⸗ 
geführten Laſtkraftwagen betrug 64,1 Millionen 
Dinar (im Vorjahr 44,6 Millionen Dinar). 
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